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Kaiserliches Patent 
betreffend die Staatsgewalt im Königreiche Polen. 


Seine k. u. k. Apostolische Majestät haben das nachstehende Allerhöchste Handschreiben Allergnädigst 


zu erlassen geruht: j 
Lieber Graf Szeptycki! 


In voller Übereinstimmung mit Meinem Erlauchten Bundesgenossen Seiner Majestät dem Deutschen 
Kaiser bin Ich Willens, den Ausbau des polnischen Staates, entsprechend dem Manifeste vom 5. November 1916, 
unentwegt fortzuführen, damit das vom schweren Joche befreite Land, soweit die Kriegslage es irgend gestattet, 
schon jetzt zur segensreichen Entfaltung seiner reichen- staatsbildenden, kulturellen ‘und wirtschaftlichen Kräfte 
gelange. 


Noch ist es, der schweren Kriegszeiten wegen, die wir durchleben, nicht möglich, daß von Neuem ein 
polnischer König als Träger der altehrwürdigen ruhmbedeckten Krone der Piasten und Jagellonen in die Landes- 
hauptstadt einziehe und daß eine auf demokratischen Grundsätzen aufgebaute Volksvertretung zum Wohle des 
Landes in Warschau tage. Aber schon jetzt sollen, den Wünschen der Nation entsprechend, an die Stelle der 
bisherigen Institutionen mit gesetzgeberischer und ausführender Gewalt ausgestattete Organe des polnischen Kö- 
nigreiches ins Leben gerufen werden, sodaß von nun ‚ab die Staatsgewalt in der Hauptsache in den Händen 
einer nationalen Regierung ruhen wird. Den Okkupationsmächten werden in wesentlicher Übereinstimmung mit 
den Anträgen der Vertrauensmänner des Landes nur jene Befugnisse vorbehalten, die der Kriegszustand erfordert. 

Möge dieser neue bedeutsame Schritt zur Vollendung des Aufbaues des polnischen Staates vom Segen 
des Allmächtigen begleitet sein und dazu beitragen, daß die Zukünft des freien Polens im selbstgewählten An- 
schluß an die Mittelmächte, die das Land vom russischen Joche befreit haben, glücklich und der großen Ver- 
gangenheit der polnischen Nation würdig sei. 

Demgemäß ermächtige ich Sie, das beiliegende Patent, betreffend die Staatsgewalt im Königreiche Polen 
gemeinsam mit dem kaiserlich deutschen Generalgouverneur in Warschau zu erlassen. 


Reichenau, am 12. September 1917. Ç ` 
| Karl m. p. 


Erla der beiden Generalgouverneure 
an die geschaftsfiihrende Kommission des Polnischen Staatsrates. 


Die Regierungen von Österreich-Ungarn und des Deutschen Reiches haben die Vorschläge des proviso- 
rischen Staatsrates vom 3. Juli 1917 über die vorläufige Organisation der polnischen obersten Staatsbehörden 
ihren Herrschern unterbreitet. Hierauf haben Ihre Majestäten der .Kaiser von Österreich, Apostolischer König 
von Ungarn und der Deutsche Kaiser uns beauftragt, das anruhende Patent zu erlassen, das für die vorläufigen 
verfassungsmäßigen Einrichtungen des Polnischen Staates die Grundzüge festlegt. 

Die verbündeten Regierungen sehen in einem Regentschaftsrat ein geeignetes Mittel, nicht nur dem pol- 
nischen Staatswesen eine allgemein anerkannte Vertretung zu geben, sondern auch die künftige Monnarchie vor- 
zubereiten. Denn der Regentschaftsrat gilt bis, zur Berufung des Staatsoberhauptes als oberster ‚Vertreter des 
Polnischen Staates und übt, unter dem Vorbehalte der völkerrechtlichen Stellung. der Okkupationsmächte, die 
Rechte des Staatsoberhauptes aus. 

Die erste Aufgabe des Regentschaftsrates wird die Berufung eines Ministerpräsidenten sein, den zu be- 
stätigen, die verbündeten Mächte sich vorbehalten. Der Ministerpräsident wird unverzüglich alle erforderlichen 
Schritte unternehmen, um in den Verwaltungsweigen, -die der polnischen Staatsgewalt überlassen sind, die Orga- 
nisation der Ministerien zu verwirklichen u. die Organisation der polnischen Staatsbehórden auch im iibrigen durch 
Verhandlungen mit den Okkupationsbehórden zum Abschluß zu bringen. 

Um den Wünschen und Interessen aller Kreise des polnischen Volkes eine Vertretung zu sichern, soll 
der Staatsrat in neuer erweiterter Gestalt und mit vermehrten Rechten wieder aufleben. Er ist der Vorläufer des 
Polnischen Landtages; seine Aufgabe liegt auf dem Gebiete der Gesetzgebung. Während die Verordnung vom 
26. November und 1. Dezember 1916 dem Provisorischen Staatsrat nur eine beratende: Stimme einräumt, soll 
dem Staatsrat auf dem legislativen Gebiete eine beschließende Stimme zustehen. Er wird von dem Regent- 
schaftsrat zu Sitzungsperioden einberufen. Die Rechte des Staatsrates und die Prärogativen der Okkupations- 
mächte sind in dem Patente näher umschrieben. WAE 

Die verbündeten Mächte vertrauen, daß der hiemit in Verwirklichung des Aktes vom 5. November 1916 
eingeleitete weitere Ausbau des Polnischen Staates die tätige Anteilnahme der breitesten Schichten der polnischen 
Volksgemeinschaft finden wird; sie geben sich der Hoffnung hin, daß die über alle Einzelheiten der Organisa- 
tion noch zu führenden Verhandlungen einen raschen Verlauf nehmen und daß die weitere günstige Entwicklung 
der Verhältnisse dazu führen wird, die Regierungsgewalt in fortschreitendem Maße in die polnischen Hände 


zu legen. $ 
Der Generalgouverneur: ASE Der Generalgouverneur: 


Graf Szeptycki. von Beseler. 


Patent vom 12. September 1917, 
betreffend die Staatsgewalt im Kónigreiche Polen. 


Artikel I. 


1. Die Oberste Staatsgewalt im Königreiche Polen wird bis zu ihrer Übernahme durch einen König 
oder Regenten unter Wahrung der völkerrechtlichen Stellung der Okkupationsmächte einem Regentschaftsrate 
übertragen. 

2. Der Regentschaftsrat besteht aus 3 Mitgliedern, die von den Monarchen der Okkupationsmächte in 
ihr Amt eingesetzt werden. 


3. Die Regierungsakte des Regentschaftsrates bedürfen der Gegerzeichnung der verantwortlichen Minister- 
präsidenten. 

Artikel II. 

1. Die gesetzgebende Gewalt wird vom Regentschaftsrat unter Mitwirkung des Staatsrates des König- 
reiches Polen nach Maßgabe dieses Patentes und der hiernach zu erlassenden Gesetze ausgeübt. ; 

2. In allen Angelegenheiten, deren Verwaltung der Polnischen Staatsgewalt noch nicht überlassen ist, 
können gesetzgeberische Anträge nur mit Zustimmung der Okkupationsmächte im Staatsrate behandelt werden. 
In diesen Angelegenheiten kann neben den nach Ziffer 1 berufenen Organen des Königreiches Polen bis auf wei- 
teres auch der Generalgouverneur, jedoch nur nach Anhörung des Staatsrates, Verordnungen mit Gesetzeskraft 
erlassen. Außerdem kann der Generalgouverneur zur Wahrung wichtiger Kriegsinteressen die unabweislich not- 
wendigen Anordnungen mit Gesetzeskraft erlassen, sowie ihre verbindende Kundmachung und Durchführung 
auch durch Organe der Polnischen Staatsgewalt verfügen. Die Verordnungen des Generalgouverneurs können 
nur auf demselben Wege, auf dem sie erlassen sind, aufgehoben oder abgeändert werden. 

3. Gesetze sowie Verordnungen der Polnischen Staatsgewalt, die Rechte und Pflichten für die Bevól- 
kerung begründen sollen, müssen dem Generalgouverneur der Okkupationsmacht, in deren Verwaltungsgebiet 
sie in Kraft treten sollen, vor ihrer Erlassung zur Kenntnis gebracht werden und können nur bindende Kraft 
erlangen, wenn dieser nicht dagegen innerhalb 14 Tagen nach Vorlage Einspruch erhebt. 


Artikel HI. 


Der Staatsrat wird nach Maßgabe eines besonderen Gesetzes gebildet, das der Regentschaftsrat mit Zu- 
stimmungen der Okkupationsmächte erläßt. 
Artikel IV. 


1. Die Aufgaben der Rechtssprechung und Verwaltung werden, soweit sie der Polnischen Staatsgewalt 
überlassen sind, durch polnische Gerichte und Behörden, im übrigen für die Dauer der Okkupation durch die 
Organe A Okkupationsmacht ausgeübt. 


2. Der Generalgouverneur kann in Angelegenheiten, die die Rechte oder Interessen der Okkupationsmacht 
a die Überprüfung der Gesetz- und Rechtmäßigkeit von Entscheidungen und Verfügungen der polnischen 
Gerichte oder Behörden im gesetzmäßigen Instanzenzuge veranlassen und bei der Schöpfung des Urteils oder 
der Entscheidung in Oberster Instanz die betroffenen Rechte oder Interessen durch einen Vertreter geltend machen, 

Artikel V. 

Die völkerrechtliche Vertretung des Königreiches Polen und das Recht zum Abschluß internationaler Ver- 
einbarungen können von der Polnischen Staatsgewalt erst nach Beendigung der Okkupation ausgeübt werden. 
Artikel VI. 

Dieses Patent tritt mit der Einsetzung des Regentschaftsrates in Kraft. 


Der Generalgouverneur: Der Generalgouverneur: 


Graf Szeptycki. | | von Beseler. 


460. 
E.-Nr. 13765. 
Dank und Anerkennung 
fiir 


Herrn Konstantin Krynicki, Lustrator f. Gemeinde- 
wesen beim Kreishilfskomitee in Kielce. 


Es ist mir angenehme Pflicht, Euer Wohlgeboren 
meinen herzlichsten Dank und Anerkennung für Ihre 
hervorragende Tätigkeit im Gemeindewesen auszu- 
sprechen, welcher das Kreiskommando die musterhafte 
Funktionierung aller Gemeindeämter und Gemeinde- 
Spar- und Darlehenskassen zu verdanken hat. 

Indem ich die Hoffnung  ausdriicke, daß Euer 
Wohlgeboren auch weiterhin ihre auf gründlicher Fach- 
kenntnis gestützte Tätigkeit der Allgemeinheit zur Ver- 
fügung stellen werden, spreche ich Euer Wohlgeboren 
den herzlichsten Wunsch aus, Euer Wohlgeboren mögen 

möglichst lange Ihre fruchtbare Tätigkeit weiter verfolgen. 


461. 


Gemeindefunktionäre. 

Nachlässige Erfüllung der Dienstesobliegenheiten. 

Ich habe die Wahrnehmung gemacht, daß manche 
Gemeindefunktionäre ihren dienstlichen Obliegenheiten 
äusserst saumselig nachkommen, manchmal sogar auf 
wiederholte Betreibungen nicht reagieren, so daß das 
Kreiskommando gezwungen ist, um eine weitere Ver- 
zögerung in der Erledigung‘ oft dringlicher Angelegen- 
heiten zu vermeiden, die k. u. k. Feldgendarmerie mit 


der Durchführung des bezüglichen Befehles zu betrauen. 


Hiedurch wird die Feldgendarmerie ihrer eigent- 
lichen Aufgabe entzogen und mit Arbeiten iiberlastet, 
welche nicht zum Sicherheitsdienste gehören. Dieser 
*Übelstand könnte leicht beseitigt werden; wenn die 
Gemeindefunktionäre ihren Pflichten gewissenhaft nach- 
kämen und sich auf den Standpunkt setzen, daß sie 
hiedurch auch eine patriotische Pflicht erfüllen. 

Dann würden auch die Beschwerden der Bevöl- 
kerung aufhören, daß die Feldgendarmerie bei jedem 
Anlasse eingreifen muß. 

Dieser Zustand kann vom Kreiskommando nicht 
geduldet werden. 

Ich mache daher die Gemeindevorsteher, die Ge- 
meindeschreiber sowie die Ortsvorsteher darauf auf- 
merksam, daß ich in Hinkunft gewissenhafte, pünktliche 
und genaue Erfüllung ihrer Pflichten unbedingt ver- 
langen nnd jede Saumseligkeit oder Nachlässigkeit mit 
strengen Strafen ahnden werde. 

Auserdem werden die Namen der nachlässigen 
Funktionäre in geeigneter Weise zur Veröffentlichung 
gelangen. 


462. 
E.-Nr. 16003/17. 
Kundmachung 
betreffend Verbot des Wagenverkehrs zur 
Nachtzeit. à 


Mit Riicksicht auf die sich wiederholenden Falle 
der heimlichen, unerlaubten Ausfuhr von Waren aus 
dem Kreise Kielce zur Nachtzeit, wird von nun an jed- 
weder Verkehr von Lastenfuhrwerk in der Zeit zwischen 
8 Uhr abends und 6 Uhr früh bis auf weiteres absolut 
verboten. 


Der Personenwagenverkehr zur Nachtzeit darf nur 
in dringenden Fällen und nur auf Grund einer jedes- 
mal vom zuständigen Feldgendarmeriepostenkommando 
auszustellenden Bestätigung, in welcher die fahrende 
Person, Reiseziel und Reisedauer genau anzugeben 
sind, stattfinden. | 

Die Gendarmerie, Finanzwache, sowie Wójte, Sol- 
tyse und Nachtwächter sind verpflichtet, jeden nach 
8 Uhr abends fahrenden Lastwagen anzuhalten und 


„sich zu überzeugen, ob darin nicht Waren aus dem 


Kreise ausgeführt werden. 

Dawiderhandelnde Personen werden im Sinne der 
AOK-Verordnung vom 23. August 1915, Verordnungs- 
blatt Nr. 30 streng bestraft. 

Gleichzeitig wird h. o. Verordnung vom 15. Jän- 
ner 1916, Amtsblatt Teil V, Nr. 79 außer Kraft gesetzt. 


463. 
F. A. Ex. Nr. 2399/17. 


Kundmachung 
betreffend Reorganisation des Finanzdienstes. 


Seit 1. Oktober 1917 werden im Militärgeneral- 
gouvernementbereiche mit Besorgung sämtlicher Ange- 
legenheiten des indirekten Steuerdiensies (indirekte Ab- 
gaben, einschließlich der Finanzmonopole und Gebühren) 
nachstehende Kreiskommanden betraut, bei denen 
„Finanzreferate für den Gefällsdienst“ gebildet werden 
und zwar: Piotrköw, Kielce, Radom und Lublin. Kielce 
für die Kreise: Pińczów, Jędrzejów, Busk, Sandomierz, 
Opatów und Kielce. 


Alle Eingaben in Angelegenheit des Gefällsdienstes - 


haben die Parteien nunmehr seit 1. Oktober 1917 an 
das Kreiskommando Kielce, Finanzreferat für den 
Gefällsdienst zu richten. 

Diese Eingaben können entweder unmittelbar beim 
Kreiskommando Kielce oder bei dem örtlich zuständi- 
gen Finanzwachkommando überreicht werden. 


ee ee 


464. 
E. Nr. 16560/11/17. 


Kundmachung 


betreffend Neufestsetzung des Rubelkurses. 


Auf Grund des k. u. k. Armeeoberkommando- 
befehles Q. Op. Nr. 50305, wurde der Rubelkurs in der 
Zeit vom 13. März 1917 bis 15. Juli 1917 mit 

100 Rubel — 335 Kronen 
auf Grund des Armeeoberkommandobefehles M. V. 
132235 in der Zeit vom 16. Juli 1917 bis 31. Juli 1917 
100 Rubel — 325 Kronen 
auf Grund des Armeeoberkommandobefehles Q. Op. 
Nr. 124491 in der Zeit vom 1. August bis 1. Septem- 


ber 1917 
100 Rubel — 300 Kronen 


auf Grund des Armeeoberkommandobefehles Q. Op. 
Nr. 143908 in der Zeit vom 2. September 1917 bis 
6. September 1917 

100 Rubel — 280 Kronen 
auf Grund des Armeeoberkommandobefehles L. 
Nr. 144696 in der Zeir vom 7. September 1917 bis 
11. September 1917 

100 Rubel — 270 Kronen 
auf Grund des Armeeoberkommandobefehles Q. Nr. 
155509 in der Zeit vom 12. September 1917 bis 17. Sep- 


tember 1917 
100 Rubel — 260 Kronen 


und auf Grund des Armeeoberkommandobefehles Q. 
Nr. 156701 ab 18. September 1917 bis auf weiteres mit 
100 Rubel = 240 Kronen 
festgesetzt. 


W. S. Nr. 78600. 


Durchfiihrungsbestimmungen 


betreffend den Verkehr mit Getreide- und Mahl- 

produkten. 

In Durchführung der Verordnungen vom 23. Juni 1917, 

Verordnungsblatt Nr. 58, betreffend den Landwirtschafts- 

rat, sowie vom 3. Juli 1917, Verordnungsblatt 31 Nr. 59, 

betreffend die Beschlagnahme von Getreide- und Mahl- 
produkten wird verfügt wie folgt: 


S 
Ernährungsnormen. 

Als Höchstausmaß der für die Ernährung 
sowohl von Produzenten ($ 3 der Vdg. vom 3. Juli 1911) 
wie auch der Versorgungsberechtigten ($ 7 derselben 
Vdg.) bestimmten Mengen werden 250 Gramm Mehl 
pro Kopf und Tag oder 911/, kg Mehl pro Kopf und 
Jahr bestimmt, was einer Getreidemenge von 114kg 
pro Kopf und Jahr entspricht. Fiir. schwer 


465. 
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arbeitende Personen (Bergwerks- Fabriks- 
und landwirtschaftliche Arbeiter) wird eine 
doppelte Verbrauchsquote bestimmt und zwar 500 Gramm 
Mehl pro Kopf und Tag bezw. 280 kg Getreide pro 
Kopf und Jahr. Diese Verbrauchsquote bezieht sich 
jedoch ausschließlich auf die Arbeiter selbst, und nicht 
auf deren Familien. Unter schwer arbeitende land- 
wirtschaftliche Arbeiter sind über 18 Jahre alte Männer 
zu verstehen, welche in einer fremden Wirtschaft 
physisch arbeiten. 

Obiger Bedarf ist für die Zeit von 1. August 1917 
bis 31. Juli 1918 zu rechnen. 


S: 2 
Futternormen. 


Als Höchstausmaß der für Futterzwecke bestimmten 
Mengen wird festgesetzt: 

a) 170 kg Hafer pro Pferd und Jahr, gleichgiltig 
ob es sich um Produzenten oder versorgungsberech- 
tigte Personen (Nichproduzenten) handelt. 

b) 370 kg Kleie pro Jahr und Pferd oder Ochs, 
welche Eigentum von versorgungsberechtigten Nicht- 
produzenten sind. 

Überdies ist der Produzent berechtigt, für den 
Verbrauch in der eigenen Wirtschaft als Futter für das 
lebende Inventar zu behalten: 

a) das Hintergetreide: beim reinigen können 
jedoch nicht mehr, als 5º/ des erdroschenen Getreides 
als Hintergetreide verbleiben. 

*b) Die beim Vermahlen des für die Ernährung 
des Produzenten und seiner im gemeinsamen Haushalt 
lebenden Angehörigen bestimmten Getreides verblei- 
bende Kleie. 

c) Schließlich gebührt dem Produzenten von der 
P.-G.-Z. Kleie im Verhältnisse von 3 kg pro 100 kg 
gelieferten Roggens, Weizens oder Gerste, 


83. 
Saatgetreide. 


Als Höchstausmaß des für Saatzwecke bestimmten 
Getreides ($ 3 der Vdg. vom 3. VII. 1917) werden 
100 kg pro Morgen ohne Rücksicht auf die Getreideart 
bestimmt. Das für Saatzwecke belassene, bezw. ge- 
kaufte Getreide, welches für diesen Zweck nicht ver- 
wendet wurde, unterliegt der Beschlagnahme und ist 
als Überschuß an die PGZ. zu verkaufen. 

Landwirte, welche das nötige Saatgetreide nicht 
besitzen, haben bei der zuständigen Kreis- bezw. Ge- 
meindekommission um Erteilung einer entsprechenden 
Bestätigung anzusprechen, auf Grund derer, sie das 
Saatgut bei der PGZ. einkaufen können. Die Zentrale 
kann das Getreide direkt aus ihren Magazinen liefern 
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oder nach Erhalt des Kaufpreises eine Anweisung auf 
direkte Ubernahme bei einem bestimmten Produzenten 
ausstellen. 

Die Landwirte dürfen auch das ihnen belassene 
Saatgut gegen anderes derselben oder einer anderen 
Gattung bei der PGZ. oder mit deren Bewilligung bei 
einem anderen Produzenten umtauschen. 

Bei Lieferungen von Saatgetreide gebührt dem 
Produzenten außer dem normalen Preis ein Zuschlag 
und zwar: 

a) für gewöhnliches Saatgetreide, welches durch 
sorgfältige Reinigung normaler Marktware hergestellt 
wurde K 2 pro 100 kg; 

b) für Absaaten origineller Zuchtgattungen oder 
für qualifiziertes Saatgut, in beiden Fällen auf Grund 
eines Attestes der betreffenden landwirtschaftlichen 
Gesellschaft K 8 pro 100 kg. 

Bei der Lieferung von Getreide an die PGZ. 
kann der Produzent die Bezahlung des obigen Zu- 
schlages nur dann fordern, falls die PGZ. die Lieferung 
von Saatgetreide verlangt. 


84. 
Preise. 


Festsetzung der zur Ablieferung bestimmten 
Getreidemengen und der Ablieferungstermine. 
Kreis- und Gemeindekommissionen. 


Die in $ 6 der Vdg. vom 3. Juli 1917 normierten 
Grundpreise werden gezahit: 

a) den Großgrundbesitzern, d. h. Besitzern einer 

Fliche von iiber 100 Morgen, fiir die ersten von jedem 
mit Getreide angebauten Morgen gelieferten 150 kg 
Getreide; 
F b) den Kleingrundbesitzern, d. h. Besitzern einer 
Fläche von 4—100 Morgen für die ersten von jedem 
mit Getreide angebauten Morgen gelieferten 100 kg 
Getreide. 

Die Besitzer von Zwergwirtschaften (Flächen unter 
4 Morgen) sind von der Lieferungspflicht von Getreide 
zu den Grundpreisen befreit. 

Für sämtliche Getreidemengen, welche nach Durch- 


führung obiger ersten Lieferung, bei welcher der Grund- _ 


preis in Kraft bleibt, erfolgen, wird der Liefernde 
außerdem in § 6 obzitierten Vdg. normierten Preise 
einen Zuschlag in der Höhe von K 10 pro 100 kg 
erhalten. 

Für die Getreideablieferung werden nachstehende 
Termine festgesetzt: 

Von jedem mit Getreide angebauten Morgen hat 
abzuliefern: 


der Großgrundbesitzer: 


DISSO ROTOR = Ses ea 
bis 1/1 1918 EHGATA. U. Sd 
bis 1 1918": 3 rg 


bis 1/V 1918 den ganzen amal Deckung des 
Eigenbedarfes verbleibenden Überschuß. 


Der Kleingrundbesitzer: 


bis 15/X 1917 Sea Yard 

bis E19 SFR te and 

bis 1/I 1918 den ganzen. Hack Deckung des 
Eigenbedarfes verbleibenden Uberschus. 

Die Bestimmung der Getreidemengen, welche 
der Produzent für eigenen Bedarf behalten darf, sowie 
der für Ablieferung bestimmten Menge, ist Aufgabe 
der Kreis- bezw. Gemeindekommissionen. Insbesondere 
wird diese Aufgabe bezüglich der Großgrundbesitzer 
durch dieKreiskommissionen, bezüglich der Kleingrund- 
besitzer durch die Gemeindekommissionen durch- 
geführt. 

Die Kreis- bezw. Gemeindekommission hat das 
Recht, auf ihre Versammlungen Produzenten einzube- 
rufen und von denselben Auskünfte im Sinne des $ 4 
der Vdg. vom 3. Juli 1917 zu verlangen. 

Die Kommission ist auch berechtigt, die Wirt- 
schaften der einzelnen Produzenten korporativ oder 
durch hiezu delegierte Mitglieder zu besichtigen, um 
die nötigen Daten an Ort und Stelle zu sammeln. 
Die Kommissionen haben schließlich das Recht, sämt- 
liche durch das Kreiskommando gesammelten statisti- 
schen Daten zu benützen. 

Dem Kommissionsmitgliedern gebührt während 
der Zeit der Arbeit bei der Anfertigung der Getreide- 
pässe ($ 5) für jedem vollen Arbeitstag eine tägliche 
Diät in der Höhe von K 6—, den Mitgliedern der Kreis- 
komissionen überdies die Rückerstattung der Reise- 
auslagen. 

Die Kommission hat überdies das Recht, nach 
Maßgabe des Bedarfes Funktionäre zur Durchführung 
der Kanzleiarbeiten gegen Entgelt aufzunehmen. 

Die mit der Tätigkeit der Kommissionen ver- 
bundenen Kosten trägt der LWR. 

Die Art der Amtshandlung der Kommissionen 
wird ausführlich in einem vom Exekutivausschusse 
des LWR. herausgegebenen Instruktion geregelt. 


$ 5. 
Getreidepaß. 
Auf Grund der gesammelten Daten setzt die 
Komission fest: 
a) die allgemeine Anbaufläche der betref- 
fenden Wirtschaft, die allgemeine Zahl der Personen 


"und des lebenden Inventars, welches- der betreffenden 


"Wirtschaft angehört, sowie die allgemeine Menge des 
- produzierten ‘Getreides, 


b) die zur Deckung des eigenen Bedarfes 
bestimmte Getreidemengen laut den in $ 173 angege- 
benen Normen, 

c) denjenigen Teil obiger Menge, welc he ver- 
“mahlen werden darf. 

Anmerkung! In dem Getreidepasse, welchen 
“den Produzent erhält, wird als für die Vermahlung 
bestimmt, nur diejenige Menge eingetragen, welche 
auf den Produzenten, dessen Familie und der im ge- 
meinsamen Haushalte lebenden Angehörigen entfällt. 
Dagegen werden diejenigen Getreidemengen, welche 
zur Vermahlung für die Dienerschaft des Produzenten 
bestimmt sind, die einen Teil ihres Gehaltes in Form 
von Getreide erhält, separat jedem einzelnen Diener 
in sein Verbrauchs-Kontrollbuch eingetragen. Diejenige 
Getreidemenge, welche der Produzent für die Lieferung 
an die PGZ. verfügbar haben wird, denjenigen Teil 
obiger Menge, für welche nur der im $ 6 der Vdg. 
vom 3. Juli 1917 normierte Grundpreis gebührt, die 
Termine innerhalb deren die Ablieferung der in Punkt 
d) und e) erwähnten Getreidemengen erfolgen. soll, 
sowie das Übernahmsmagazin, bezw. die Bahnstation 
an die der Produzent das Getreide abzuliefern hat. 


Alle diese Daten werden von der Kommission in 


den Getreidepass eingetragen. 

_.. Die Kommission stellt auch für die, am flachen 
Lande lebende grundbesitzlose Bevölkerung sowie 
für die Dienerschaft, welche einen Teil ihres Gehaltes 
in Form von Getreide bezieht, Verbrauchskontroll- 
bücher aus und trägt in dieselben diejenigen Getreide- 
mengen ein, zu deren Bezug der Besitzer des Passes 
berechtigt ist und zwar unter Angabe der Bezugs- 
quelle (Magazin der PGZ. oder Speicher des Brot- 
gebers). 

Der Getreidepaß wird dem Produzenten (bezw. 
der zum Besitze eines Getreidepasses verpflichteten 
Person) ausgefolgt. 

Von der im Getreidepasse getroffenen Entschei- 
dung kann sich der Produzent an eine, auf Grund 
besonderer Verfügungen zu bildende Kommission be- 
rufen. 

Der Rekurs hat für die Durchführung der im 
Getreidepasse vorgeschriebenen Ahlistenpgen keine 
aufschiebende Wirkung. 

Sämtliche im Passe enthaltenen Daten werden von 
der Kommission in einen besonderen allgemeinen 
Ausweis eingetragen, welcher sofort nach Zusammen- 
stellung für jede einzelne Ortschaft (Meierhof, Dorf 
oder Ansiedlung) in Abschrift der Kreisfiliale der PGZ. 
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eingesandt wird. Von der Kommission wird auch ein 
besonderer Ausweis der Grundbesitzlosen, zum Be- 


“zuge von Getreide aus den Magazinen der PGZ. be- 
 rechtigten Bevölkerung, zusammengestellt. Der Leiter 
der Filiale verteilt die Auszüge aus obigen Ausweisen 
oder deren Abschriften unter die einzelnen Vertreter 


der PGZ., welche in den. einzelnen Distrikten des 


“Kreises die Übernahme durchzuführen haben. 


8 6. 


| Übernahme des Getreides. Vertreter der PGZ. 


Übernahmsbestätigungen. 


Zur Übernahme des Getreides sind ausschließlich 
die Vertreter der PGZ. berechtigt. Zu Vertretern können 
Beamte der PGZ., landwirtschaftliche Vereine, Han- 
dels-Organisationen, Mühlen u. s. w. ernannt werden. 

Die Vertreter ernennt die Direktion der PGZ., 
oder auch über deren Ermächtigung der Leiter der 
Kreisfiliale. Dieselben enthalten entsprechende Legiti- 
mationen, welche eine Stampiglie der PGZ. und die 
Unterschrift des Direktors, bezw. des Kreisfilial-Leiters 
sowie eine Photographie und eine Unterschrift des 
Legitimations-Inhabers enthalten müssen. Außerdem 
müssen in der Legitimation die Produkte, zu deren 
Einkaufe die Legitimation berechtigt sowie der Bereich, 
für dem die Berechtigung gilt, angegebcn werden. 

Jeder Vertreter der PGZ. hat sich vor Beginn 
seiner Tätigkeit beim zuständigen Kreiskommando zu 
melden und seine Legitimation zur Bestätigung vor- 
zulegen. 

Bei der Ablieferung des Getreides hat der Ver- 
treter dem Einlieferer die Übernahme im Getreidepaß 
zu bestätigen und die Einlieferung gleichzeitig in dem 
bei ihm befindlichen . Ausweis einzutragen. In den 
Getreidepaß, bezw. in den Einlieferungsausweis werden 
vom Vertreter der PGZ. auch diejenigen Getreide- 
mengen eingetragen, welche über Weisung der PGZ. 
direkt durch den Produzenten ausgegeben werden 
(Erant. e. 15,0D): 


ST. 
Ablieferung. Vorspänne. 


Der Produzent ist verpflichtet, die Ablieferung 
grundsätzlich bis zur Übernahmsstelle mit eigenen 
Fuhrwerken durchzuführen. Falls die Übernahmsstelle 
über 7 km vom Produktionsorte entfernt ist, gebührt 
dem Produzenten für jeden weiteren km eine Vergütung 
für die Zufuhr von 30 Heller per 100 kg. 

Anmerkung! Als Grundlage zur Berechnung 
der Entfernung wird beim Großgrundbesitz der Spei- - 
cher, beim Kleingrundbesitz die Mitte des betreffenden 
Dorfes ohne Rücksicht auf den Wohnort des betref- 
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fenden Produzenten angenommen. Entfernungen. unter 
einem halben km werden nicht berücksichtigt, über 
_1/ km als. ganzer km berechnet. In jedem Übernahms- 
magazin soll sich ein vom Kreiskommando bestätigter 
Ausweis. der Entfernungen einzelner Ortschaften des 
betreffenden Bereiches. vom Magazin und von der 
Bahnstation befinden. g 

Falls der Produzent nicht in der Lage ist, die 
. Ablieferung mit eigenen Vorspännen innerhalb der vor- 
geschriebenen Termine durchzuführen, dann hat er 
dies rechtzeitig der Kommission, die ihm den Ge- 
treidepaß ausgefolgt hat, anzumelden. Die Kommission 
wird sich an das Kreiskommando um Beistellung der 
nötigen Zahl von Vorspännen im Zwangswege wenden. 

Für Vorspänne bei Getreide-Ablieferungen gebührt 
pro 100 kg und 1 km eine Vergütung von 30 h. Diese 
Vergütung wird vom Übernahmsmagazin ausgezahlt, 
wobei, falls die Lieferung nicht durch Vorspänne des 
Produzenten erfolgt ist, demselben bei der Bezahlung 
für das gelieferte Getreide die Ablieferungskosten für 
diejenige Entfernung in Abzug gebracht werden, auf 
die der Produzent das Getreide unentgeltlich abzu- 
liefern hatte (1. Absatz dieses Š). 


Wegen Beistellung von Vorspännen zur Ablie- 
ferung das Getreides aus den Übernahmsmagazinen 
in die Bahnstationen bezw. die Magazine des Kreis- 
kommandos, hat der betreffende Vertreter der PGZ. 
sich an das Kreiskommandozu wenden, welches 
die Beistellung der nötigen Vorspänne gegen 
die vorstehend normierte Vergütung anordnen 
wird. Die Vergütung wird von der. PGZ. 
bezahlt. 


8 8. 
Legitimationen bei Fuhrentransport. 


Als Legitimation bei Fuhrentransporten von Ge- 
treide oder Mahlprodukten dient bei der Einlieferung 
in das Übernahmsmagazin oder beim Transport von 
Getreide, welches zur Vermahlung fiir den eigenen 
Bedarf des Produzenten bestimmt ist, der GetreidepaB. 
In allen übrigen Fällen kann der Transport nur auf 
Grund einer, vom Vertreter der PGZ. ausgestellten 
Bestätigung erfolgen. ($ 3, 14 c, 15 b). 


89. 
Bahn- und Schifftransport in Bereiche des MGG. 
Der Bahntransport von Getreide, und Mahlpro- 
dukten, welche von der PGZ. versandt werden, kann 
“nur auf Grund von nummerierten, mit einer Stampiglie 
und Unterschrift des Direktors der PGZ. versehenen 
Frachtbriefen erfolgen. 


- Militartransporte werden auf Grund von: Mil.- 
Frachtbriefen aufgegeben, welche das MGG. ausstellt. 
Der Schifftransport erfolgt auf Grund von Trans- 
portlegitimationen, die die Direktion der PGZ. ausstellt 
und die mit einer Stampiglie und Unterschrift des 
Direktors versehen sind, 
S 10. 


Verteilung des Getreides und der Mahlprodukte. 


Die Verteilung des von der PGZ. aufgebrachten 
Getreides sowie der Mahlprodukte erfolgt auf Grund 
eines vom Exekutivausschuß des LWR. aufgestellten 
und vom MGG. genehmigten Verteilungsplanes. Mit 
Ausnahme des für Saatzwecke oder für die Verarbei- 
tung zu Industrie-Zwecken bestimmten Getreides, sowie 
derjenigen Mengen von Getreide, deren Lieferung in 
unvermahlenen Zustande von der Militärverwaltung 
verlangt wird, soll grundsätzlich alles Getreide in 
eigener Regie der PGZ. vermahlen und den Über- 
nehmern in Form von Mehl und Grütze, bezw. Kleie 
geliefert werden. 

$ 11. 


Vermahlungs-Normen und Mahllóhne. 


Bei der Vermahlung von Weizen oder Roggen 
müssen aus 100 kg Getreide zumindest 80 kg 
Mehl erzeugt werden und bei der Vermahlung von 
Gerste zumindest 68 kg Mehl oder Grütze. Für die 
Verstaubung dürfen höchstens 40/, des Getreides ge- 
rechnet werden. 

Ersparnisse, an den bewilligten 4°), für Ver- 
staubung, welche bei Einhaltung der sonst bestehen- 
den Vorschriften erzielt werden, sind Eigentum der 
Mühle, dürfen jedoch nur an die PGZ. verkauft werden. 
Für die Vermahlung von 100 kg Getreide wird eine 
Vergütung von K 6 bei Erzeugung von Feimehl, K 4 
bei Erzeugung von Schrotmehl, K 8 bei Erzeugung 
von Grütze festgesetzt. Von dieser Vergütung erhält 
der Müller jedoch nur K 5 bei Feinmehl, K 3:50 bei 
Schrotmehl, und K 7 bei Grütze. Die restliche 1 K 
bei Feinmehl und Grütze bezw. 50 Heller bei Schrot- 
mehl sind für den Dispositionsfond des LWR. bestimmt 
der für Entschädigung der gesperrten Mühlen verwendet 
wird. Die für diesen Zweck nicht verbrauchten Geld- 
summen werden zwischen die arbeitenden Mühlen im 
Verhältnis zur vermahlenen Getreidemenge verteilt. 

$ 12. 
Miihlen. 


Die Bewilligungen zum Betriebe von Miihlen 
werden vom Kreiskommando iiber Antrag des 
Exekutivausschusses des L. W. R. erteilt. 
Zwecks Erlangung einer solchen Bewilligung haben 
sich die Miihlenbesitzer schriftlich beim Kreisfilial-Leiter 
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der PGZ. unter Augabe der genauen Adresse, der Be- 
triebskraft der Miihle, der Anzahl der Steine bezw. 
Walzen, sowie der täglichen normalen Leistungsfähigkeit 
zu melden. Der Fillialleiter wird diese Gesuche mit 
entsprechenden Annerkungen dem Exekutivausschusse 
des LWR. im Wege der Direktion der PGZ, zur Ent- 
scheidung vorlegen. 

Mühlen, welche die Betriebsbewilligung erhalten, 
werden geteilt, in 

a)Produzentenmühlen, die zur Vermahlung 
desjenigen Getreides bestimmt sind, welches die Pro- 
duzenten für ihren eigenen, sowie für den Bedarf der 
Angehörigen und des Gesindes behalten dürfen, sowie 
desjenigen Getreides, zu dessen Vermahlung die grund- 
besitzlosen Dorfeinwohner die Bewilligung erhalten 
(14 o). 

Jede Produzentenmiihle ist verpflichtet, ein Tage- 
buch zu führen, in dem der Name, der Wohnort des 
Getreidebesitzers, die Nummer seines Getreidepasses 
(Verbrauchskontrollbuches), die Menge und Gattung 
des Getreides, sowie der hieraus erzeugten Mahlpro- 
produkte und der Tag der Ausfolgung, eingetragen 
wird. 

Die Vermahlung ist nur gegen Vorweisung des 
Getreidepasses (Verbrauchskontrollbuches) statthaft. In 
denselben wird die Menge und Gattung des vermahlenen 
Getreides nnd der Tag der Ausfolgung der erzeugten 
Mahlprodukte eingetragen. 

b) Kontingent-Mühle, welche für die Ver- 
mahlung des durch die PGZ. aufgebrachten Getreides 
bestimmt sind. 


Solche Mühlen können event. auch in der Eigen- 
schaft von Vertretern der PGZ. wirken und. das 
Getreide entweder gegen eine feste Entlohnung per 
q vermahlen oder auch das Getreide kaufen und das 
Mehl zu bestimmten Preisen verkaufen. 


Die Kontingentmühlen haben genaue tägliche Vor- 
merkungen in den Büchern zu führen, aus denen der 
Ein- und Ausgang sowie die Gattung des Getreides, 
bezw. der Mahlprodukte, sowie deren jederzeitiger 
Vorrat ersichtlich sein muß. 


Mühlen, welche als Vertreter der PGZ. wirken, 
sind verpflichtet, überdies die für solche ‚Vertreter 
vorgeschriebenen Bücher zu führen. 


Die PGZ. hat das Recht, ständig oder vorüber- 
gehend sowohl in den Produzenten, wie auch in den 
Kontingent-Mühlen ihre Beamten aufzustellen und sie 
mit der Kontrolle dieser Mühlen in: jeder Hinsicht zu 
betrauen, insbesondere ihnen die Führung der Bücher 
und die Eintragung der betreffenden Daten in die 
Getreidepässe zu übertragen. 


u 
Deckung des Bedarfes der Heeresverwaltung. 


Das laut Verteilungsplan ($ 10) für die Deckung 
des Heeresbedarfes bestimmte Getreide, bezw. solche 
Mahlprodukte, werden von der PGZ durch den land- 
wirtschaftlichen Referenten des Kreiskommandos, bezw. 
durch seine Hilfsorgane übernommen. 


8 14. 


Verordnung der nichtlandwirtschaftlichen 
Bevólkerung. 


Die Verteilung des Getreides, bezw. der Mahl- 
produkte, welche zur Deckung des Bedarfes der Ver- 
sorgungsberechtigten Bevólkerung (Nichtproduzenten) 
bestimmt wird, kann erfolgen: 

a) Durch Lieferung von Getreide und Mahlpro- 
dukten an die Approvisionierungskomitees, 

b) durch unmittelbaren Verkauf an die Konsu- 
menten in Läden und Magazinen der PGZ., 

c) durch Erteilung von Bewilligungen an die 
Versorgungsberechtigten zur Übernahme des bei der 
Filiale der PGZ. bezahlten Getreides direkt bei den 
Produzenten und deren Vermahlung in den Produzenten- 
mühlen. Letzterer Vorgang ist nur bei der am 
Lande wohnenden versorgungsberechtigten Bevölkerung 
statthaft. 


8 15. 


Verarbeitung des Getreides zu Industriezwecken. 


Die Verarbeitung von Getreide zu Industriezwecken 
ist nur gegen eine schriftliche vom MGG. dem be- 
treffenden Betrieb erteilte Bewilligung statthaft. 

Sollte die Absicht bestehen, einzelne Getreide 
verarbeitende Industriezweige in Betrieb zu setzen, so 
werden durch rechtzeitige Verlautbarung die Unter- 
nehmer aufgefordert werden, diesbezügliche Eingaben 
vorzulegen. So lange dies nicht erfolgt, ist das Ein- 
senden diesbezüglicher Gesuche zwecklos. 

Die Lieferung des für die Verarbeitung zu Industrie- 
zwecken bestimmten Getreides ist Aufgabe der PGZ. 

Dieselbe kann: 

a) das Getreide aus eigenen Magazinen liefern oder 

b) die Bewilligung erteilen, das bei ihr bezahlte 
Getreide direkt bei den Produzenten zu übernehmen. 


§ 16. 


Verkaufspreise von Getreide und Mahlprodukten. 


Preise, zu denen die PGZ. das Getreide und ` 
die Mahlprodukte zu verkaufen hat, werden durch 
eine besonder Verfügung des MGG. bestimmt, welche 
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auf Grund eines Beschlusses des LWR. mit Beriick- 
sichtigung der von der Direktion der PGZ. wa 
legten Preiskalkulation ergehen wird. 


$ 17. 
KontrollmaBnahmen. 


Mit der Überwachung der Ausführung 
aller obigen Anordnungen, insbesondere mit der 
Beaufsichtigung der Tätigkeit der Kreis- 
filialen der PGZ. und der Kreis- und Ge- 
meindekommissionen wird das Kreiskom- 
mando, denlandwirtschaftlichenReferen- 
ten und die ihm zugewiesenen Hilfsorgane 
(Getreide-Inspektoren) betrauen. Insbesondere 
ist es deren Aufgabe: 

a) die Unterstützung und Kontrolle der Arbeiten 
der Kreis- nnd Gemeindekommissionen bei den Erhe- 
bungen über die mit. einzelnen Pflanzen angebauten 
Fläche bei der Schätzung der Erträge, bei der Be- 
rechnung von Produktenmengen, welche der Produzent 
für die Deckung des eigenen Bedarfes zu behalten 
berechtigt ist, bei der Ausstellung der Getreidepässe, 
bei der Erteilung von Bewilligungen, die zur Übernahme 
des Getreides berechtigten (SS 3, 14 e, 15 b, usw.) usw., 

b) die Unterstützung und Kontrolle in jeder Hin- 
sicht der kommerziellen und Handels-Tätigkeit der 
betreffendem Filiale der PGZ. insbesondere die Unter- 
stützung der Ablieferung von aufgebrachten Produkten 
per Wagen, Bahn oder Schiff, die Kontrolle der Ver- 
mahlung und der Verteilung der aufgebrachten Pro- 
dukte, 

c) die Kontrolle der Produzenten bezüglich der 
Richtigkeit der den Kommissionen gemachten Angaben, 
wie auch bezüglich der Durchführung der Ablieferungs- 
pflichten gegenüber der PGZ. Die Anwendung des 
erforderlichen Zwangsmittel im Bedarfsfalle im Ein- 
vernehmen mit dem Filialleiter der PGZ. und der 
Kreis- bezw. Gemeindekommissionen ($ 18). 

Zur Durchführung dieser Aufgaben steht dem 
landw. Referenten bezw. dem durch ihn hiezu be- 
stimmten Hilfskräften das Recht zu: 

a) an den Sitzungen und an der Amtstatigkeit 
der Kreis- bezw. Gemeinde-Kommissionen  teilzu- 
nehmen, 

b) in die Bücher und Vormerkungen der Vertreter 
der PGZ., der Mühlen, der Produzenten und der 
nes Kuna wie auch der Getreide 
bezw. Mehl verkaufenden Geschäfte Einsicht zu nehmen, 

c) die Magazine und Lagerorte der PGZ., die 
Wirtschaftsgebäude der Produzenten sowie Geschäfts- 
räumlichkeiten in welchen Getreide- bezw. Mahlpro- 
dukte verkauft werden, zu kontrollieren. 


8 18. 


Zwangsmittel. 


Weigert sich der Produzent, das Getreide abzu- 


liefern, oder liefert er dasselbe nicht in dem im Ge- 
treidepaB vorgeschriebenen Termine ab (mit Beriick- 


sichtigung des Abs. III. S. 7), dann hat der Vertreter. 


der PGZ., dem der Verkauf im betreffenden Bereiche 
übertragen wurde, dies dem Filialleiter : anzumelden, 


welcher sich an das zuständige Kreiskommando . 


um Anordnung von Zwangsmitteln wenden 
wird. 

Für das im Zwangswege eingelieferte Getreide 
hat die PGZ. jedenfalls den vollen Übernahmspreis 
zu bezahlen. Von diesen Preise gebührt jedoch dem 
Produzenten grundsätzlich nur die Hälfte. Bezüglich 
der zweiten Hälfte wird das Kreiskommando ver- 
fügen, ob: 

a) dieselben auch dem Produzenten zu bezahlen 
ist, oder 

b) teilweise oder gänzlich für verfallen erklärt u. 
für Zwecke der Ernährung der armen Bevölkerung 
verwendet werden soll. 

Die Verfügung ad a) wird das Kreiskommando 
in denjenigen Fällen treffen, in welchen die Nichtab- 
lieferung nicht durch bösen Willen des Produzenten, 
sondern nur durch den Mangel an nötigen Hilfsmitteln 
verursacht war. 


Die Verfügung ad b) in jenen Fällen, in denen 


der böse Wille des Produzenten nachgewie- 
sen wurde. 

Dem Produzenten steht das Recht zu, von der 
Verfügung des Kreiskommandos einen Rekurs an das 
MGG. vorzubringen. Der Rekurs ist im Wege der be- 
treffenden Kreis- bezw. Gemeindekommission einzu- 
reichen, welche ihn mit entsprechenden Bemerkungen 
an das MGG. weiter leiten wird. 


§ 19. 
Belehrung über Strafmaßnahmen. 


Den in $ 10 der Vdg. vom 3. Juli 1917 Vdg.- 
Bl. Nr. 29 vorgesehenen Strafen unterliegt IDEE 
derem: 

1. Wer Vorräte an Getreide oder Mahlprodukten, 
die sich in seinem Besitz oder in seiner Verwahrung 
befinden, vorsätzlich versteckt oder verheimlicht, bezw. 
beschädigt, vernichtet, beiseite schafft, oder ohne Be- 
willigung verarbeitet, vermahlt, verbraucht, verfüttert, 
kauft oder verkauft. 

2. Wer für. Saatzwecke belassenes bezw. zu 
diesem Zwecke gekauftes Getreide vorsätzlich für 
andere Zwecke verwendet. 


ce ee 


3. wer Vorräte von Getreide oder Mahlprodukten 
von Personen kauft, die zum Verkaufe nicht be- 
rechtigt sind oder sie verkauft, ohne selbst hiezu die 
Befugnis zu besitzen, 

4. der Vertreter der PGZ. der bei dem Kaufe 
bezw. Verkaufe von Getreide- und Mahlprodukten die 


ihm durch Verfügungen und Anordnungen der Be-: 


hörden vorgeschriebenen Bestimmungen übertritt, 

5. der Müller oder der von der PGZ. aufgestellte 
Miihlen-Aufseher, der die für ihn geltenden Bestim- 
mungen nicht einhält. 

Unter strenge Strafmaßnahmen fallen Übertre- 
tungen, des $ 2 der Vdg. vom 21. Feber 1917 Vdg. 
Bl. Nr. 29, betreffend Strafmaßnahmen gegen Preistrei- 
berei und Verletzung von Lieferungspflichten. 

Die diesbezügliche Strafbestimmung lautet: 

i Wer Vorräte, die nicht zur Ernährung des eigenen 

Hausstandes, als Saatgut, Viehfutter, der zur Fortführung, 
der eigenen landwirtschaftlichen oder gewerblichen 
Betriebe notwendig sind ($ 5 Vdg. BI. Nr. 61 des 
AOK. vom 11. Juni 1916 betreffend die Verwertung 
der Ernte) bei Verletzung einer Anzeige- oder Aus- 
kunftspflicht verheimlicht oder der Beschlagnahme 
oder Ablieferung entzieht, begeht ein Verbrechen und 
wird mit Kerker bis zu 2 Jahren bestraft. 

Neben der Freiheitsstrafe kann eine Geldstrafe 
bis zu 20.000 K verhangt werden. 

Gegenstinde, durch deren Kauf oder Verkauf 
obige Verfügungen verletzt wurden, sowie der Kauf- 
preis hiefür, unterliegen im Sinne des $ 11 der Vdg. 
vom 11. Juni 1916 Vdg. Bl. Nr. 61 dem Verfalle und 
werden vom Kreiskommando für Zwecke der Er- 
nährung der Bevölkerung verwendet. 


466. 
W. S. Nr. 79341. 


Durchfiihrungsbestimmungen 
betreffend den Verkehr mit Kartoffeln. 


In Durchführung der Verordnung M.-G.-G. W. S. 
Nr. 79341-17 betreffend die Beschlagnahme von Kar- 
toffeln wird verfiigt, wie folgt: 


S 1. 
Ernährungsnormen. 


Als Höchstausmaß für die Ernährung wird 
bestimmt: 

a) für Produzenten, deren Angehörige und Be- 
dienste, sowie für sämtliche schwerarbeitende Personen 
1 kg pro Kopf und Tag; 

b) für sonstige Versorgungsberechtigte (Nicht- 
produzenten) 400 Gramm Kartoffeln pro Kopf u. Tag. 
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S 2. 
Futternormen. 


Als Höchstausmaß der für Futterzwecke be- 
stimmten Mengen wird festgesetzt: 
pro Pferd über 2 Jahre JE 
» Stück Rindvieh über 6 Monate alt | 28 
„ Schwein iiber 3 Monate alt sê: 
Der Futterbedarf für. jüngere Tiere muß aus den, 
auf Grund obiger Normen für ältere Tiere belassenen 
Mengen gedeckt werden. 


8.3. 
Saatkartoffeln. 


Als Saatgut dürfen pro Morgen höchstens 12q 
Kartoffel verwendet werden. Die für diese Zwecke 
belassenen beziehungsweise gekauften Kartoffeln, 
welche für Saatzwecke nicht verwendet wurden, unter- 
liegen der Beschlagnahme und sind als ‚Überschuß 
der Polnischen Getreidezentrale zu verkaufen. Die 
Versorgung der Landwirte, welche das nötige Saatgut 
nicht besitzen und der eventuelle Austausch desselben, 
erfolgt in der in $ 3 der Durchfiihrungsbestimmungen 
betreffend den Verkehr mit Getreide (W. S. Nr. 78600), 
vorgesehenen Weise. 


a 


Stiick und 
Jahr. 


2 
= 


5 4. 


Festsetzung der zur Ablieferung bestimmten 
Kartoffelmengen. — Ablieferungstermine. 


Die Festsetzung der Kartoffelmengen, die der 
Produzent für den eigenen Bedarf behalten darf, be- 
ziehungsweise die er der Polnischen Getreidezentrale 
abzugeben hat, ist Aufgabe der Kreis- beziehungsweise 
Gemeindekommissionen, wobei die in den Durch- 
führungsbestimmungen betreffend den Verkehr mit Ge- 
treide (W. S. Nr. 78600) ergangenen Verfügungen An- 
wendung finden. Von der zur Ablieferung vorgeschrie- 


. benen Menge haben die Produzenten 


bis 15. September 1917 zumindest . 1/5 (20%) 

» 15. Dezember 1917 zumindest weitere 2/5 (409/9) 
„ 15. April 1918 zumindest . 1/5 (200/0) 
„ 1. Juni 1918 das letzte . 2 „1/5 (20%) ` 
und den nach Deckung des eigenen Bedarfes verblie- 
benen sonstigen Überschuß abzugeben. 

Während der Fröste darf der Produzenten Kar- 
toffeln nur über ausdrückliche Aufforderung des Ab- 
nehmers abliefern. 

85. 


Übernahme der Kartoffeln und Ablieferung. — 
Zufuhr. 


Zur Übernahme der Kartoffeln sind im M.-G.- 
G.-Bereiche, mit Ausnahme der Kreise Chełm, Hru- 
bieszów und Tomaszów, bezüglich welcher besondere 
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Verfügungen erlassen werden, ausschließlich nur Ver- 
treter der Polnischen Getreidezentrale berechtigt, welche 
mit entsprechenden Legitimationen versehen sind. Die- 
selben bestätigen die Übernahme im Getreidepasse 
und tragen die erfolgte Einlieferung in ihre Verzeich- 
nisse ein. Der Produzent ist grundsätzlich verpflichtet, 
die Ablieferung bis zur Übernahmsstelle mit eigenen 
Fuhrwerken durchzuführen. Falls der Übernahmsort 
über 7 km vom Produktionsorte entfernt ist, gebührt 
dem Produzenten für jeden weiteren Kilometer eine 
Vergütung von 30 Heller pro 100 kg. 

Bei der Ablieferung von frühen Speisekartoffeln 
im Monate August zum Preise von K 38°— pro 100 kg, 
gebührt dem Abliefernden keine Entschädigung für die 
Zufuhr, da dieser Preis ohne Rücksicht auf die Ent- 
fernung vom Produktionsorte frei Bahnstation zu ver- 
stehen ist. 

Alle im $ 7 der Durchführungsbestimmungen be- 
treffend den Verkehr mit Getreide enthaltenen Bestim- 
mungen bezüglich Getreideablieferung, finden auch 
bei der Kartoffelablieferung sinngemäße Anwendung. 


$ 6. 
Preisabschläge. 


Zur Ausgleichung der infolge Verunreinigung 
durch Erde entstandenen Gewichtsdifferenz, werden 
bei der Ablieferung 103 kg mit Erde verunreinigter 
Kartoffeln für 100 kg gerechnet. Sollte die Verunrei- 
nigung mehr als 30/0 betragen, hat der Übernehmer 
das Recht, entsprechende größere Abschläge zu machen 
und zwar auf Grund einer an Ort und Stelle bei der 
Übernahme vorzunehmenden Probe. 

Für Kartoffeln, die infolge Beschädigung, An- 
faulens, Anfrierens usw. den vollen Gebrauchswert 
nicht besitzen, gebührt nur ein dem tatsächlichen Ge- 
brauchswerte entsprechender Preis. 

S 7. 
Transportlegitimationen. 

Beim Transporte von Kartoffeln sind die für den 
Getreidetransport ($$ 8 und 9) der Durchfiihrungs- 
bestimmungen, betreffend den Verkehr mit Getreide 
(W. S. Nr. 78600) ergangenen Verfügungen maßge- 
bend. 

$ 8. 
Verteilung der Kartoffeln. 


Die Verteilung der durch die Polnische Getreide- 
zentrale aufgebrachten Kartoffeln wird auf Grund eines 
vom ExekutivausschuB des L.-W.-R. ausgearbeiteten 
und vom M.-G. -G. genehmigten Verteilungsplanes er- 
folgen. 


$9. 
Versorgung der nichtlandwirtschaftlichen Be- 
völkerung. 

Die Versorgung der nichtlandwirtschaftlichen Be- 
völkerung kann erfolgen: 

a) Durch unmittelbaren TR von kad 
toffeln aus den Magazinen der Polnischen Getreide- 
zentrale ; 

b) durch Lieferung derselben an die Appro- 
visionierungskomitees; 

c) durch Erteilung von Bewilligungen an die 
Approvisionierungskomitees und Kon- 
sumvereine zum Ankaufe von Kartoffeln 
in hiezu bestimmten Einkaufsrayons; 

d) durch Erteilung von Bewilligungen an die 
versorgungsberechtigte Bevólkerung, die bei der Filiale 
der Polnischen Getreidezentrale bezahlten Kartoffeln 
direkt beim Produzenten zu übernehmen. 

Zwecks Versorgung der Stadtbevölkerung mit 


Friihkartoffeln ist es den Produzenten gestattet, bis 


Ende des Monates August dieselben auf die Stadt- 
märkte zu führen. und sie direkt an Konsumenten, mit 
Ausschluß von Vermittlern, zu verkaufen. Die Menge 
der auf diese Weise verkauften Kartoffeln darf 100/9 
der gesamten Produktion des betreffenden Produ- 
zenten nicht übersteigen. 


§ 10. 
Verarbeitung von Kartoffeln zu Industriezwecken. 


Die Verarbeitung von Kartoffeln zu Industrie- 
zwecken ist nur auf Grund einer betreffenden Unter- 
nehmung vom M.-G.-G. ausgestellten Bewilligung ge- 
stattet. Diesbezügliche Eingaben sind nur im Falle 
einer Aufforderung der Unternehmer durch besondere 
Kundmachungen einzureichen. 

Zur Deckung des Bedarfes an Kartoffeln für die 
Verarbeitung zu Industriezwecken kann die Polnische 
Getreidezentrale: 

a) Dem Produzenten, welcher zugleich Ei- 
gentiimer eines Kartoffel verarbeitenden Unter- 
nehmens ist, die zur Ablieferung bestimmten Kartoffeln 
belassen; 

b) die der Polnischen Getreidezentrale bezahlten 
Kartoffeln zur Übernahme direkt beim Pro- 
duzenten anweisen; 

c) die Kartoffeln aus ihren Vorräten liefern. 


$ 11. 
Verkaufspreis der Kartoffeln. 
Die Preise, zu denen die Polnische Getreide- 
zentrale die Kartoffeln zu verkaufen hat, werden durch 
besondere Verfiigungen geregelt. 


8 12. 
Kontrolle. — Zwangs- und StrafmaBnahmen. 


Die in S$ 17, 18 und 19 der Durchführungs- 
bestimmungen betreffend den Verkehr mit Getreide 
(W. S. 78600) enthaltenen Bestimmungen und Be- 


lehrung haben auch für die Verfügungen betreffend- 


den Verkehr mit Kartoffeln sinngemäße Anwendung. 


467. 
E.-Nr. 15448. 


Durchführungsbestimmungen 


des k. u. k. Militärgeneralgouvernements zur 

am 18. Juli 1917 verlautbarten Verordnung über 

denHandelsverkehr mitHirse, Buchweizen, Hülsen- 

früchten und sonstigen Sämereien und Handels- 
regeln für die PLZ. 


1. Einkaufsberechtigung der PLZ. 


Mit dem Einkaufe und Verkaufe der im $ 1 der 
Vdg. genannten landwirtschaftlichen Produkte wird die 
PLZ in Lublin betraut. Sämtliche Legitimationen, die 
behufs Einkaufes obiger Bodenprodukte von anderen 
Behörden ausgestellt wurden, sind ungiltig. Vom MGG 
mit Produzenten bereits abgeschlossene Lieferungs- 
verträge über einzelne Sämereien sind von der PLZ 
zur Durchführung. zu übernehmen. 


2. Vertreter der PLZ. 


Die PLZ ist berechtigt, zum Einkauie und Ver- 
kaufe obgenannter Bodenprodukte Vertreter anzustellen. 
jeder Vertreter erhält eine von der PLZ, ausgestellte 
und mit der Unterschrift des Regierungskommissars 
„bei der PLZ versehene Legitimation, die er vor Beginn 
seiner Handelstätigkeit demjenigen Kreiskommando 
zur Vidierung vorzulegen hat, für dessen Bereich er 
als Vertreter angestellt wurde. 


3. Transportlegitimationen. 


Jeder Vertreter der PLZ erhält von derselben 
Transportlegitimationen. Diese haben die Form von 
Büchern mit fortlaufend nummerierten Blättern, in die 
jeder abgeschlossene Kauf- bezw. Verkaufsvertrag ein- 
getragen wird. Die Abschrift dieses Vertrages bleibt 
im Buche, das Original dient als Transportlegitimation 
bis zum Bestimmungsorte (Übernahmsmagazin, Ver- 
ladestation) uzw. ohne Rücksicht darauf, ob der Be- 
stimmungsort in demselben oder einem anderen Kreise 
gelegen ist. Die an Parteien ausgefolgten Legitimationen 
sind von denselben nach Ablieferung bezw. nach 
Übernahme der Bodenprodukte dem Vertreter der PLZ 
zu übergeben. 
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4. Bahn- und Schiffahrtstransport im Bereiche 
des MGG. 


Der Bahntransport der Produkte, welche von der 
PLZ versendet werden, kann nur auf Grund von 
nummerierten, mit einer Stampiglie und Unterschrift 
des Direktors der PLZ versehenen Frachtbriefen er- 
folgen. Militärtransporte werden auf Grund von Militär- 
frachtbriefen aufgegeben, welche das MGG ausstellt. 

Der Schifftransport erfolgt auf Grund von Trans- 
portlegitimationen, die die Direktion der PLZ ausstellt 
und die mit einer Stampiglie und Unterschrift des 
Direktors versehen sind. 


z 5. Übernahmspreise. 


Als Ubernahmspreise, die von der PLZ dem 
Produzenten zu zahlen sind, werden bestimmt fiir: 


Hirse: 50% 2500041 - 80„aęhtzig Kronen 


Buchweizen . . TO siebzig Kronen 
Wicker me. . 70 siebzig Kronen 
Pferdebohnen . . 80 achtzig Kronen 
Lupine . 50 fünfzig Kronen 


Obige Preise verstehen sich pro 100 kg netto 
reiner, trockener, saatfähiger Ware loco nächster Über- 
nahmsstelle d. i. Bahnstation oder Magazin der PLZ. 


Ist die Ware qualitativ nicht vollwertig, so können 
nach kaufmännischen Usancen prozentmäßige Preis- 
abzüge stattfinden. 


Die Feststellung des Ankaufspreises aller an- 
deren Produkte und Sämerein, deren An- und Verkauf 
der PLZ anvertraut wurde und deren Übernahms- 
preise hier nicht genannt sind, wird bis auf weiteres dem 
freien Übereinkommen zwischen den Produzenten und 
der PLZ überlassen. 


6. Verkaufspreise. 


Die Verkaufspreise werden in nachstehender 
Weise reguliert: 

a) Bei denjenigen Produkten, deren Übernahms- 
preis im Punkte 5 festgesetzt wurde, besteht der Ver- 
kaufspreis aus dem Übernahmspreise des betreffenden 
Produktes loco Übernahmsstelle mehr einem Zuschlage 
von sechzehn Kronen per 100 kg netto. Dieser Ver- 
kaufspreis versteht sich ohne Sack franko Waggon 
Verlade-Bahnstation. 

In der Differenz zwischen Verkaufs- und Über- 
nahmspreis soll die PLZ die Deckung der Kosten für 
Regie, Verwaltung, Manipulation, Magazinierung, Ver- 
sicherung und Kapitalsverzinsung sowie ihren Unter- 
nehmergewinn gesichert haben. : 
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Obige Preiszuschlagbestimmung gilt vorlâufig auf 
die Dauer von zwei Monaten. Nach Ablauf dieser 
* Frist erfolgt eine neue Bestimmung des Verkaufspreises 
und zwar auf Grund einer Bilanz die fiir diese Frist 
aufzustellen sein wird. 

b) Bei denjenigen Produkten und Sämereien, 
deren Übernahmspreis im Punkt 6 nicht festgesetzt 
wurde, richtet sich der Preis nach den jeweiligen 
Handelskonjunkturen. Die PLZ hat die Verkaufspreise 
dieser Produkte derart zu regulieren, daß der Brutto- 
gewinn durchschnittlich 150/, des Übernahmspreises 
nicht übersteigt. A 


. 7. Deckung des Saatgutbedarfes. 


Landwirte, welche sich die Deckung des Saat- 
gutbedarfes an solchen Sämereien, die in die Handels- 
tätigkeit der PLZ fallen, durch Kauf sichern wollen, 
haben ihren Bedarf spätestens bis Ende Jänner 1918 
der PLZ anzumelden. 


8. Verteilungsplan. 


Die Verteilung der von der PLZ aufgebrachten 
Vorräte an Hülsenfrüchten, Hirse, Buchweizen und 
Sämereien zur Deckung des Saatgutbedarfes der Mi- 
litärwirtschaften zum Saatgutausgleich im Lande, für 
Approvisionierungszwecke der Landbevölkerung sowie 
die Verfügung über nach Deckung obigen Bedarfes 
sich ergebenden Überschüsse hat auf Grund eines 
vom LWR auszuarbeitenden und vom MGG geneh- 
migten Verteilungsplanes zu erfolgen. 


9. Reservefond. 


Die PLZ bestimmt zur Bildung eines Reserve- 
fonds im Sinne des Art. VII der Vdg. über dem LWR 
40/, der Summe, die den Wert der verkauften Pro- 
dukte ausmacht. 

Über den Reingewinn der PLZ verfügt der LWR 
zu Gunsten landwirtschaftlich kultureller Zwecke des 
Landes. 


468. 
E.-Nr. 12640. 


Kundmachung 
betreffend Heubeschlagnahme. 


Im Nachtrag znr Verordnung E.-Nr. 12640 vom 
6. Juli 1917 betreffend die Heubeschlagnahme, werden 
die Produzenten nachdrücklichst aufmerksam gemacht, 
daß die, mit Legitimationen versehenen Einkäufer der 
polnischen Futtermittelzentrale, beziehungsweise die 
derzeit bevollmächtigten Einkäufer des Heukonsortiums 
westlich der Weichsel beauftragt und berechtigt sind 
die Heuvorräte zu beschlagnahmen. Dem Produzenten 


müssen zur Ernährung seines Viehstandes für jedes 
Stück ohne Unterschied ob Pferd, Fohlen, Kuh, 
Jungvieh oder Kalb 2 q Heu zurückgelassen werden. 
Der Rest muß den Einkäufern überlassen werden und 
ist von denselben bei der Übernahme sofort bar zu 
bezahlen. Beschwerden über die Einkäufer sind unter 
gleichzeitiger Anzeige an das k. u. k. Kreiskommando, 
polnische Futtermittelzentrale in Lublin, zu richten. 


469. 
W. F. Nr. 81048/17. 
Durchführungsbestimmungen 
betreffend den Verkehr mit Ölfrüchten. 


In Durchführung der Verordnung v. 20. Juli 1917, 
Vdg. Bl. Nr. 68 betreffend die Beschlagnahme von 
Ölfrüchten wird verfügt wie folgt: 


Sl 
Saatgut. 


Für Saatzwecke ist den Produzenten das im $ 3 
obiger Vdg. pro Morgen festgesetzte Aussaatquantum 
zu belassen. Die Anbauflächen können von den Pro- 
duzenten bei der L. A. des Kreiskommandos sofort 
schlußbrieflich zu den diesjährigen Bedingungen fest- 
gelegt werden. 

Die für Saatzwecke belassenen Ölfrüchte, die 
aber nicht für diesen Zweck. verwendet wurden, unter- 
liegen der Beschlagnahme seitens der Kreiskommandos 
und sind an dieselben wieder abzuliefern. 

Landwirte, welche das nötige Saatgut nicht oder 
nur teilweise besitzen, haben bei der L. A. des zu- 
ständigen Kreiskommandos um Bewilligung der Zu- 
teilung des benötigten Saatgutquantums anzusuchen. 

Falls die L. A. das Ansuchen begründet findet, 
weist dieselbe das Saatgut zu. 

Als Verkaufspreis für Saatgut gelten: 


für Mohn? =. . K 275° — 
» Lein, Raps, Hanf, Senf . K 150— 
» Leindotter . . K 100 — 
pro 100 kg. 
$ 2. 
Preise. 


Die im $ 6 normierten Ubernahmpreise werden 
an jene Produzenten bezahit, die mit der L. A. weder 


Anbau- noch Ablieferungsverträge abgeschlossen haben... 


Für Hederich gilt als Einheitspreis K 90— per 
100 kg. 

Für die mit dem Großgrundbesitz geschlossenen 
Anbauverträge gilt für: 


nda aciona 


PP sS punqa PÓŁ 


da as is MM 


a 


ai E a 


Grund- | Abliefe- Annie 
> rungs- | pra 
= Sr q prämie pro Anmerkung 
pro q |1 Morgen 
in Kronen | 
LEST 
Mohn; E 4200 41 (50:5 [1151504 E = 
Winterraps .| 115 35 100 | ESF 83 
Sommerraps . | 115 35 100 | 22553” 
Pemsaat tr 15 115 35 100 | EEE 5 
Hanfsaat . .| 115 35 100 | 38038 
Senf gaby as: 115 35 100 | 3358228 
| Leindotter . . 80 20 60 | 3455 
| BESE 


Hederich pro 1 q Kronen 90—. 


Für die mit dem Kleingrundbesitz geschlossenen 
Ablieferungsvertrige sind die Preise pro 1 q fiir: 
Mohn . BR ES seSs5 . K 250:— 
Winter- u. Sommerraps, Lein, Hanf, Senf . K 150:— 


Leindotter . K 100:— 
Hederich . . K 90— 
per 100 kg. 


sig; 
Ubernahme und Bezahlung. 


Die Ubernahme erfolgt analog den Bestimmun- 
gen des $ 6 der Vdg. 

Als Ubernahmsmagazine gelten die beibehaltenen 
Magazine der E. V. Z. sowie jene Magazine der PGZ., 
in welchen ein Organ (Magazineur) der E. V. Z. fiir 
Ölfruchtaktion belassen wurde. 

Betrefis Qualität tritt außer den Preisabziigen 
für mindere Qualität, eine Preisminderung auch dann 
ein, wenn der Produzent wegen nachgewiesenem Mangel 
ah Magazinsräumen noch feuchte Ware abliefert. Das 
durch den Feuchtigkeitgehalt noch bestehende plus 
an Gewicht, das beim Trockenwerden später schwindet, 
wird perzentuell in Abzug gebracht. Geht die Bei- 
mengung oder Verunreinigung der abgelieferten Öl- 
Früchte über das übliche Maß hinaus, so kann die 
Frucht auf Kosten des Produzenten geputzt und das 
hernach verbleibende Gewicht bezahlt werden, oder 
es wird der Grad bezw. das Gewicht der Beimengung 
vom übernehmenden Organ geschätzt und die Öl- 
früchte mit entsprechendem Preisabzug übernommen. 

Die Bezahlung erfolgt bis 30. September 1. J. 
auf Grund der vom Übernahmsmagazin ausgestellten 
Zahlungsanweisungen bei der Kassa der L. A. des 
zuständigen Kreiskommandos. Für die Zeit nach dem 
30./IX. ergehen spezielle Verfügungen. 
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8 4. 
Ablieferungsvorspänne. 


Der Produzent ist verpflichtet, die Ablieferung 
grundsätzlich bis zur Übernahmsstelle mit eigenen 
Fuhrwerken durchzuführen. Ist die Übernahmsstelle 
mehr als 10 km vom Speicher des Großgrundbesitzers, 
oder von der Mitte des Dorfes beim Kleingrundbesitzer 
entfernt, so wird für die über 10 km hinausgehende 
Strecke für jeden Kilometer u. Meterzentner 30 Heller 
dem Einliefernden vergütet. 

Falls der Produzent nicht in der Lage ist, die 
Ablieferung mit eigenen Vorspännen durchzuführen, 
hat er dies rechtzeitig der L. A. des zuständigen Kreis- 
kommandos zu melden, welche sich die nötige Zahl 
der Vorspänne, notfalls im Zwangswege, zu sichern 
hat. Falls bei der betreffenden Gemeinde nicht die 
nötige Anzahl Pferde vorhanden ist, ist die Beistellung 
aus den Nachbargemeinden. zu verfügen, Für diese 
beigestellten Vorspänne bei Ölfruchtablieferungen wer- 
den pro 100 kg und 1 km 30 Heller vergütet. 

Diese Vergütung wird von der L. A. des Kreis- 
kommandos bezahlt, wird jedoch bei der Bezahlung 
der gelieferten Ölfrüchte in Abzug gebracht. Den 
Transport vom Übernahmsmagazin zur Bahn (bezw. 
zum L. A. Monopolmagazin) besorgt die L. A. selbst 
und hat sich die nötigen Vorspänne zu sichern. 


85. 
Transport-Legitimationen. 


Als Legitimation bei Fuhrentransporten gilt eine 
von der L. A. des zuständigen Kreiskommandos aus- 
gestellte Bestätigung. 

$ 6. 
Bahn- u. Schifftransporte. 


Die Ölfrüchte sind, da für militärische Zwecke 
bestimmt, stets als „Militärgut‘“ zu betrachten. 


87. 


Alle Produzenten, welche die Ablieferung der 
Ölfrüchte schlußbrieflich vereinbart haben, haben An- 
spruch auf 20 kg extrahierten Ölkuchenschrot von 
jeden eingelieferten 100 kg Ölfrucht. 

Alle Produzenten, welche gemäß vorzulegenden 
roten Einl.-Bestätigungen der EVZ. mindestens 200 kg 
Ölfrüchte eingeliefert haben, erhalten eine Anweisung, 
mit welcher sie fertiges Öl (für die Fastentage) im 
Verhältnis von 100 gr pro Kopf und Jahr von der 
L. A. gegen Barzahlung erhalten. Für die Mengen- 
bemessung ist der Getreidepaß resp. die Ausweiskarte 
„K“ maßgebend. 
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Fiir die Nichtproduzenten bezw. die christliche 
stadtische Bevólkerung werden fiir das ganze Gouver- 
nement ca. 1/2 Waggon Öl reserviert und erfolgt 
deren Verteilung durch die Apa/KK unter Einhaltung 
derselben Kopfquote, wie fiir Produzenten (100 gr pro 
Kopf und Jahr). 

-` Die Produzenten haben ihren Anspruch auf Kuchen 
und Öl bis 31. Oktober 1. J. bei der L. A. des Kreis- 
kommandos anzumelden. Den Zeitpunkt der Zuteilung 
behält sich das MGG. vor. Die Preise für Öl und 
Kuchenschrot werden mit besonderen Verfügungen 
bekanntgegeben. | 


88. 
Kontrollmaßnahmen. 


Mit der Überwachung bezw. Ausführung der er- 
gangenen Anordnungen werden das Kreiskommando, 
der landw. Referent, der Ölanbauoffizier (bezw. das 
hiefür bestimmte Organ) und die für Ölfruchtanbau 
zugewiesene Mannschaft betraut. Deren Aufgabe ist 
besonders: 

a) Kontrolle der Produzenten betreffs Richtigkeit 
der gemachten Angaben, Schätzung der Erträge, Be- 
rechnung des zu belassenden bezw. angeforderten 
Saatgutes. 


b) Kontrolle, daß die eingelieferten Saaten nicht | 


angefeuchtet oder übermäßig verunreinigt, sondern 
handelsüblicher Qualität sind. 

c) Unterstützung u. Erleichterung bei der Durch- 
führung der Ablieferung der aufgebrachten Produkte, 
der Fuhre, Bahn oder Schiff. 

d) Schärfste Kontrolle (mit Hilfe der Gen- 
darmerie) daß nirgends Vorräte verheimlicht 
oder geschmuggelt werden. 

e) Schärfste Kontrolle (mit Hilfe der Gendar- 
merie) daß in keiner gesperrten Ölpreßanlage (Hand- 
presse) Öl erzeugt wird. 


Im Bedarfsfalle können zur Durchfuhr dieser Auf- 


gaben die erforderlichen Zwangsmittel angewendet 
werden, auch steht dem Kreiskommando (bezw. L. A.) 
das Recht zu, jederzeit die Wirtschaftsräume zu kon- 
trollieren. 


89. 
Zwangsmaßregeln. 


Bei Verletzung der Anzeigepflicht ($ 4 der Vdg. 
W. F. Nr. 77762) verfallen die Ölfrüchte der zwangs- 
weisen Beschlagnahme ohne Vergütung. 

Wurde die Anzeigepflicht erfüllt, jedoch die Ab- 
lieferungspflicht ($$ 5 u. 8 d. Vdg. WF. 77762) nicht 
eingehalten, so gebührt dem Produzenten grundsätzlich 
nur die Hälfte des normierten Preises. Bezüglich der 
2. Hälfte wird das Kreiskommando verfügen, ob 


= 


a) diese auch den Produzenten zu zahlen ist, 

b) diese teilweise oder ganz verfällt. 

Die Verfügung ad a) wird das Kreiskommando 
in jenen Fällen treffen, in welchen die Nichtablieferung 
nicht durch bösen Willen des Produzenten, sondern 
nur durch den Mangel an notwendigen Hilfsmitteln 
verursacht wurde. 

Die Verfügung ad b) in jenen Fällen, in denen 
der böse Wille des Produzenten nachgewiesen wurde. 

Dem Produzenten steht das Recht zu, gegen die 
Verfügung des Kreiskommandos den Rekurs an das 
MGG. einzubringen und zwar im Wege des Kreis- 
kommandos, welches den Rekurs mit den entspre- 
chenden Bemerkungen an das MGG. weiterzuleiten hat. 

S 10. 
Belehrung über Strafmaßnahmen. 

Die im $ 7 der Vdg. vorgesehenen Geld- und 
Freiheitsstrafen sind: Geldstrafen bis 5000 Kronen, 
Freiheitsstrafen bis zu 6 Monaten oder Geldstrafe 
bis 3000 Kronen neben einer Freiheitsstrafe. 

Obigen Strafen unterliegt insbesonders: 

1. Wer Vorräte an Ölfrüchten, die sich in seinem 
Besitz befinden oder in seiner Verwahrung sind, vor- 
sätzlich versteckt oder verheimlicht bezw. beschä- 
digt, vernichtet, beiseiteschafft, verbraucht oder verfüttert. 

2. Wer Ölfrüchte ohne Bewilligung verarbeitet 
und die gewonnenen Produkte verbraucht, verkauft, 
verheimlicht oder beiseite schafft. 

3. Wer Vorräte an Ölfrüchten von Personen 
kauft, die nicht zum Verkaufe berechtigt sind, oder 
sie kauft, ohne selbst die Befugnis hiezu zu besitzen. 

4. Die Ölmühlenbesitzer oder Aufseher, die die 
für sie geltenden Bestimmungen nicht einhalten. 

5. Der für Saatzwecke belassene bezw. für diese 
Zwecke - gekaufte Ölfrüchte vorsätzlich für andere 
Zwecke verwendet. 

Unter strengen Maßnahmen fallen Übertretungen 


gegen Preistreiberei- Vorschriften und die Verletzung 


von Lieferungspflichten ($ 2 der Verordnung vom 
21./11 1917, Vdg. 31 29). Nach dieser Vdg. begeht der, 
welcher Vorräte bei Verletzung einer Anzeigepflichtet 
oder Auskunftspflicht verheimlicht, oder der Be- 
schlagnahme oder Ablieferung entzieht, ein Verbrechen 
und wird mit Kerker bis 2 Jahren bestraft. Neben der 
Freiheitsstrafe kann eine Geldstrafe bis 20.000 Kronen 
verhängt werden. 

Gegenstände, durch deren Kauf oder Verkauf 


obige Verfügungen verletzt werden, sowie die Kauf- 
preise hiefür, unterliegen im Sinne des $ 9 der Vdg. 
vom 11. Juni 1916, Vdg. Bl. 61 dem Verfalle und 
werden vom Kreiskommando nach Verfügung des 
MGG. verwendet. 


E.-Nr. 17005/1. 


VERZEICHNIS 


der Mitglieder der Kreis- Aufsichtskommission des L. W. R. des Kreises Kielce. 


Ernst Schuster, 
Vertreter des Kreiskommandos. 


Tadeusz Szeller, 
Delegierte des Kreis-Rettungskomitees, Gutspächter in Bilcza, Vorsitzender der Kommission. 


Lucjan Chmielewski, 
Delegierte des Approvisionierungskomitees in Kielce, Stellvertreter des Vorsitzenden. 


Leon Skibiński, 
Vertreter der Kreisfiliale der PGZ. 


Alfons Paszewski, 
Delegierte der Kreiskommission für den Großgrundbesitz, Gutspächter in Bolmin, Gmde. Zajączków. 
Josef Wójcicki, > 
Delegierte der Gemeindekommissionen, Gutsbesitzer in Sitkówka, Gmde. Chęciny, 


| Jan Kosmala, 
Delegierte der Gemeindekommissionen, Grundwirt in Dyminy, Gmde. Dyminy. 


— 
p 


- E.-Nr. 15762/1/17. 


VERZEICHNIS 


der Mitglieder der Kommission für Großgrundbesitzer und der Gemeindekommissionen des LWR. 


Vertreter des Kreiskommandos: 
Ernst Schuster. 


Vertreter des GroBgrundbesitzes: 
Stan. Michalski, Gutsbesitzer in Górki-Skrzelcyce. 


Vorsitzender der Kommission: 


Alfons Paszewski, Gutspächter in Bolmin, Stell- 
vertreter des Vorsitzenden. 


Deren Stellvertreter: 
Jan Gumowski, Gutspächter in Masłów, Jósef 
Skorupski, Gutspächter in Śniadka. 


Vertreter des Kleingrundbesitzes: 


Leopold Ślusarczyk, Bauer in Janaszów. 


Dessen Stellvertreter: 


Franciszek Żak, Bauer in Janaszów. 


Vertreter der Konsumenten: 


Karol Wodzinowski in Kielce, Tierarzt u. Stadtrat. 


Dessen Stellvertreter: 


Salamon Paradistal in Kielce, Bankbeamter 
und Stadtrat. 


Gemeindekommissionen. 


Gustaw Mieczysław 


Kielce Bukowiński | Gacki 
Stadtpräsident | I. Vizepräsident 


Ignacy Karol Jan Witold Cypryan | Władysław 
Podolski Sieklucki Kowalski | Kalinowski Tołubiński Hiiet 
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A NMO OE 


Maßnahmen bei Nichttätigkeit der Ge- 


meinde-Wirtschafts-Kommissionen. 


In Fällen wo die im Sinne der Verordnung des 
MGG. W. S. Nr. 77908 gewählten bezw. ernannten 
Gemeinde-Kommissionen die Durchführung der ihnen 
anvertrauten Aufgabe verweigern, oder auf irgend 
welche andere Art passive Resistenz leisten, wird die 
Tätigkeit der Kommission dem Gemeindevorstande 
übertragen. Zur Bewältigung der mit der Ausstellung 
der Getreidepässe und Zusammenstellung der vorge- 
schriebenen Ausweise verbundenen Arbeit sind Hilfs- 
kräfte in erforderlicher Anzahl aufzunehmen. Die dabei 
entstandenen Kosten werden vom L. W. R. getragen 
(Durchführungsbestimmungen betr. den Verkehr mit 
Getreide W. S. Nr. 78600 $ 4. und Instruktion für die 
Kommissionen). 

In Fallen, in welchen infolge passiver Resistenz 


der Bevölkerung die Vorschreibung der zur Abliefe- . 


rung bestimmten Mengen durch das Gemeindeamt er- 
folgen muß, hat als Richtlinie zu dienen, das die zur 
Ablieferung vorgeschriebenen Mengen um 250/, höher 
als das im Vorjahre vorgeschriebene Kontingent sein 
müssen, wobei eventuell vorgelegte Rekurse nicht be- 
rücksichtigt werden, mit der Begründung, das im Sinne 
des zu W. S. Nr. 77908 ergangenen Aufrufes, die 
Bevölkerung in der Lage war, eine gerechtere und 
durch selbstgewählte Organe durchgeführte Aufteilung 
sich zu sichern, ' 
472. 
E.-Nr. 15921. 
Kundmachung 
betreffend Obsteinkauf. 


Auf Grund der Vdg. des Militär-General-Gou- 
vernements Nr. 21688 sind in den Kreisen westlich 
der Weichsel die Lubliner Firma Dichter & Blu- 
menthal, in den Kreisen östlich der Weichsel der 
Gutsbesitzer Thaddeus Przytulski allein berechtigt für 
das Militär-General-Gouvernement Obst einzukaufen. 

Die Obsteinkäufer dieser beiden Kontrahenten 
sind mit Legimationen versehen und haben sich der 
Bevölkerung gegenüber mit denselben auszuweisen. 

Die Ausfuhr von Obst aus dem Kreise ist bis auf 
weiteres an die Bewilligung des Kreiskommandos ge- 
bunden. 

473. 


Kundmachung 
betreffend Rodung und Schlägerung der Forste. 


Im Sinne der Verordnung des k. u. k. Militär- 
generalgouvernement-in-Lublin-vom -4. Februar- 1947 


| - G. Nr. 103025/17,- zweck Verhinderung der Devastation 


in den Forsten, ohne Rücksicht darauf ob das Privat-, 
Gemeinde- oder genossenschaftliche Forste sind, wird 
angeordnet: ee KASZE Bo 

1. Unstatthaft ist den Waldboden in eine zeit- 
liche oder standige Kultur umzuwandeln, ohne Riick- 
sicht darauf ob der Bestand schon friiher oder jetzt 
geschlägert wurde. 

Die Waldbesitzer, welche die Umwandlung der 
Kultur des Waldbodens beabsichtigen, sind verpflichtet, 
ein Gesuch an das k. u. k. Kreiskommardo zu richten. 
Das Gesuch muß mit einer Situationsskizze, einem 
Auszuge aus der Hypoteke und einem Zeugnisse, daß 
der Wald serwitutenfrei ist, belegt werden. Nach 
Durchfiihrung einer Untersuchung, welche seitens des 
k. u. k. Kreiskommandos eingeleitet wird, wird die 
Angelegenheit dem k. u. k. Militärgeneralgouvernement 
vorgelegt, welches endgiltig über die Zulässigkeit der 
erbetenen Umwandlung entscheiden wird. Vor dem 
Erhalten einer schriftlichen Erlaubnis ist die Um- 
wandlung der Kultur des Waldbodens unstatthaft. 

2. Die Waldbesitzer, welche die Durchführung 
einer Schlägerung der Bestände in ihren Forsten be- 
absichtigen, sind verpflichtet, die Gesuche um Erlaubnis 


“an das k. u. k. Kreiskommando zu richten. 


Falls es sich um eine Schlägerung in den Rahmen 
eines vorhandenen und durch die russische Regierung 
bestätigten Wirtschaftsplanes handeln wird, wird das 
k. u. k. Kreiskommando über die Zulässigkeit desselben 
entscheiden. Über die Schlägerungen, welche die obige 
Grenze überschreiten, wird das k. u. k. Militärgeneral- 
gouvernement auf Grund des Ergebnis, einer seitens 
des k. u. k. Kreiskommandos eingeleiteten Unter- 
suchung, entscheiden. Den Gesuchen um Bewilligung 
der Schlägerungen ist beizuschliessen: Wirtschaftsplan, 
falls keiner vorhanden eine Situationsskizze des Forstes, 
Auszug aus der Hypoteke und ein Zeugnis, ob und 
imviefern der Wald durch Serwituten belastet ist. 

3. Alle Privatforstbesitzer, dann Gemeinden und 
wälderbesitzende Genossenschaften werden verpflichtet; 
binnen 6 Monaten vom Tage der heutigen Kund- 
machung, die Wirtschaftsplâne dem k. u. k. Kreis- 
kommando — falls solche vorhanden — zur Einsicht 
und Bestätigung der Giltigkeit, vorzulegen. Diejenigen, 
welche keine Wirtschaftspläne besitzen, oder jene deren 
Wirtschaftspläne außer Giltigkeit sind u. deren Wald- 
besitz über 800 Joch beträgt, sind verpflichtet, sich 
den Wirtschaftsplan zu besorgen und diesen im Laufe 
1 Jahres dem k. u. k. Kreiskommando zur Bestätigung 
vorzulegen. SZĄ 

4. Die Uberschreitung obiger Anordnung wird 


-mit einer Geldstrafe-bis -10000 Kronen bestraft. — 


name: 
Kundmachung 
betreffend Versorgung von Zivilarbeitern. 


Mit Verordnung: des k. u. k. Militärgeneralgouver- 
nements in Lublin Nr. 129076/17 vom 9. Juni 1917, 
wurde verfügt wie folgt: 

1. Den im oder durch den Dienst nachweislich 
unverschuldet verunglückten Zivilarbeitern und: zwar 
sowohl denjenigen, die außerhalb des k. u. k. Okkupa- 
tionsgebietes beim k. u: k. Heere in Verwendung stan- 
den, wie auch denen, die im hiesigen Okkupations- 
gebiete, sei es auf Grund eines mit der Militärverwal- 
tung abgeschlossenen Dienstvertrages, sei es auf Grund 
der zwangsweisen Heranziehung zur Kriegsdienstleistung 
als Zivilarbeiter beschäftigt waren, können im Falle 
gänzlicher Erwerbsunfähigkeit und bei Nachweis der 
tatsächlichen Hilfsbedürftigkeit nachfolgende Ver- 
sorgungsbeiträge zuerkannt werden: 

a) alleinstehenden Zivilarbeitern eine Krone täglich; 

b) den im Familienverbande lebenden Zivilarbeitern 
60 Heller täglich. 

Wenn der betreffende Zivilarbeiter auf Wohnungs- 
miete angewiesen ist, kann ihm noch ein Unterkunfts- 
beitrag im Höchstausmaße von 40 Hellern täglich zu- 
gestanden werden, wobei jedoch der von ihm tatsäch- 
lich entrichtete Mietzins nicht überschritten werden darf. 

2. Den tatsächlich hilfsbedürftigen Familien der- 
artiger verunglückter (verstorbener, getöteter) Zivil- 
arbeiter, kann ein Versorgungsbeitrag im Ausmaße von 
40 Heller täglich für jedes im gemeinsamen Haushalte 
lebende erwerbsunfähige Familienmitglied im Alter von 
mehr als 5 Jahren u. von 20 Hellern täglich für Kinder 
und 5 Jahren zuerkannt werden. 

Die Gesamtbeziige sämtlicher Mitglieder einer im 
gemeinsamen Haushalte lebenden Familie, dürfen keines- 
falls den Betrag von 30 Kronen pro Monat übersteigen. 
Hiebei ist der Versorgungsbeitrag des erwerbsunfähigen 
Familienoberhauptes nicht einzurechnen. 

3. Bei Entscheidung über den Anspruch auf den 
im Punkte 2 normierten Versorgungsbeitrag kommen 
dieselben Verwandschaftsgrade in Betracht, wie bei 
den russischen Reservistenfamilien. 

4. Die Zuerkennung und die Bemessung der ob- 
erwähnten Versorgungsbeiträge steht nur dem Militär- 
generalgouvernement zu; es ist daher in solchen Fällen 
fallweise beimMilitärgeneralgouvernementeinzuschreiten. 

5. Die Gewährung der Versorgungsbeiträge ist an 
die Voraussetzung geknüpft: 

a) daß die Erwerbsunfähigkeit beziehungsweise 
der Tod des Zivilarbeiters im oder durch den Dienst 
nachweislich unverschuldet entstanden ist, was vom 
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Kommando der Arbeitergruppe beziehungsweise des 


Truppenkörpers, bei welchem der Zivilarbeiter in Ver- 


wendung stand oder vom'Spital, in dessen Behandlung 
der Zivilarbeiter war, bestätigt werden sollte; ` 

- a) daß der Zivilarbeiter beziehungsweise seine 
Familie tatsächlich hilfsbedürftig ist; à 

b) hinsichtlich des Familienversorgungsbeitrages, 
daß der Unterhalt der Familie von dem Arbeits- 
einkommen des Arbeiters abhängig war. 

Der Ehefrau eines verunglückten Zivilarbeiters 
und den Kindern bis zum 15. Lebensjahre können 
Versorgungsbeiträge ohne Rücksicht auf. ihre Arbeits- 
fähigkeit zuerkannt werden, den übrigen Familien- 
mitgliedern nur dann, wenn sie selbst arbeitsunfähig 
sind oder nachweisbar keine Arbeit finden können. 

6. Das Bestehen des Anspruches auf die Ge- 
währung obiger Versorgungsbeiträge sowie der für alle 
Familien der Zivilarbeiter normierten Unterhaltsbeiträge, 
muß durch die betreffende Gemeinde unter eigener 
Verantwortung des Gemeindevorstehers bestätigt und 
vom zuständigen Gendarmerieposten überprüft werden. 

Die Erwerbsunfähigkeit des Zivilarbeiters im Zeit- 
punkte der Einbringung des Gesuches um die Ge- 
währung eines Versorgungsbeitrages ist vom Kreisarzte 
zu bestätigen und ist die Herabminderung der Erwerbs- 
fähigkeit in Prozenten. auszudrücken. 

7. Unterhalts- und Versorgungsbeiträge sind nicht 
als eine Gebühr sondern als gnadenweise Zu- 
wendungen aufzufassen. Demzufolge kann 
jederzeit sobald es die Verhältnisse erheischen, der 
Bezug eingestellt werden. Es werden daher über jede 
Zuerkennung eines Versorgungs- (Unterhalts-) Beitrages 
die betreffende Gemeinde und das zuständige Gendar- 
meriepostenkommando mit, dem Auftrage verständigt, 
über jede Anderung in allen, den Bezug dieses Bei- 
trages bedingenden Verhältnissen der Bezugsberechtig- 
ten dem Kreiskommando sofort zur weiteren Amts- 
handlung zu berichten. 

Die Erfolgung der Beiträge findet überhaupt nur 
auf die Dauer gleichbleibender Verwaltungsverhält- 
nisse statt. 

8. Die außerhalb des k. u. k. Okkupationsgebietes 
dauernd ansässigen Zivilarbeiter beziehungsweise deren 
Familien haben keinen Anspruch auf einen Versorgungs- 
beitrag. ‘Demzufolge ist der zuerkannte Versorgungs- 
beitrag im Falle der Auswanderung des Bezugs- 
berechtigten aus dem k. u. k. Okkupationsgebiete, mit 
dem Tage der faktischen Übersiedlung einzustellen. 

9. Die Familien internierter Zivilarbeiter sind, 
wenn die sonstigen Vorbedingungen für die Zuerken- 
nung des Unterhaltsbeitrages beziehungsweise des 
Versorgungsgenusses gegeben sind, wie Familien- 
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angehörige der bei der Armeen im: Felde eingeteilten 
Arbeiter und dergleichen. zu behandeln. Unter Zivil- 
arbeiter sind auch Vasen Zivilkutscher etc. zu 
verstehen. 

10. Die Auszahlung. „der Beiträge allerart ban im 
Nachhinein erfolgen. 

11. Vorstehender ErlaB tritt mit dem h April 1917 
in Wirksamkeit. Alle, mit vorliegenden Bestimmungen 
nicht im Einklange stehenden -früheren : Verfügungen 
treten auBer Kraft. 


475. 
E. Nr. 13863/17. 


Kundmachung 


betreffend Beschädigungen und Diebstähle an 
Telegraphen- oder Telephonleitungen. 


Beschädigungen und Diebstähle an Telegraphen- 
oder Telephonleitungen, ferner die Manipulationen 
Unbefugter mit den Leitungen, werden nach den 
Kriegsgesetzen bestraft. Wahrgenommene Schäden 
(herabhängende Drähte, Säulen und Isolatorenschäden) 
sind mit aller Beschleunigung dem nächsten Feld- 
gendarmeriepostenkommando und von diesem. der 
nächsten Telegraphenzentrale zu melden. 


476. 
E. Nr. 15868/17. 
Kundmachung 
betreffend boshafte Beschädigung des Staats- 
eigentums. 


Es ist hieramts zur Kenntnis gelangt, daB die 
Jungen auf die Schienen der Feldbahn Kielce Neben- 
bahnhof Miedziana Góra Steine legen oder in Schienen- 
stóBe Schienennigel einstecken, wodurch Entgleisungen 
und Unfälle verursacht werden. Bei der vor kurzer 
Zeit auf diese Weise verursachten Entgleisung sind 
4 Arbeiter beschädigt worden. 

Dieses verbrecherische Vorgehen kann sehr leicht 
ein großes Unglück zur Folge haben, abgesehen von 
großen Schäden, welche hiedurch zum Nachteil der 
k. u. k. Militärverwaltung verursacht werden. 

Es wird allgemein verlautbart, daß die boshafte 


Beschädigung des Staatseigentums im Sinne de r seine 
zeit vom Armeeoberkommandanten erlassenen Kund- 
machung des Standrechtes Punkt 8, stand rechtlich 
geahndet werden wird. 

Die Bevölkerung wird aufgefordert, bei Eruierung 
der Täter eifrigst. mitzuhelfen. 

Sollten in Hinkunft derartige Fälle: sich wieder- 
holen, wird bei nicht Eruierung des Täters, die ganze 
Ortschaft beziehungsweise Gemeinde, in deren Bereiche 
die Beschädigung beziehungsweise Entgleisung vorge- 
kommen ist, zur Verantwortung gezogen werden. 


47. 


Standrechtliches Urteil. 


Am 13. Juli 1. J. wurde vom Standgerichte des 
k. u. k Kreiskommando in Miechów Albin Uracz, aus 
Józefów, Kreis Dąbrowa, Siegfried Wiązek, aus Za- 
górze Kreis Dąbrowa, und Ladislaus Półtorak, aus 
Dąbrowa, wegen Verbrechens des Raubes schuldig 
gesprochen, weil sie gemeinsam am 7. Juli 1. J. in 
Chobędza, Gemeinde Wierzchowisko, Kreis Miechów, 
in der Wohnung der Witwe Anastazia Pawlik in der 
Absicht, sich fremder, beweglicher Sachen zu be- 
mächtigen, die dort anwesende 17-jährige Dienstmagd 
Katharina Marasek mit einem Revolver bedrohten und 
auf die Drohung hin 106 Rubel, 1 Paar Schuhe und 
einen Männeranzug raubten. 

Albin Uracz wurde zur Todesstrafe durch den 
Strang verurteilt und am 14./VII. 1917 in Miechów ju- 
stifiziert. 

Siegfried Wiązek wurde zur 15-jährige schweren 
Kerkerstrafe, Ladislaus Półtorak zur schweren Kerker- 
strafe in Dauer von 12 Jahren verurteilt. 


478. 
E. Nr. 10534/1. 


Aviso. 


Zufolge Erkenntnisses des Gerichtshofes in Kielce 
vom 3. Mai 1917, Ne. I 12/66/16 wurde zum Kurator 
des Vermógens des Abwesenden Heinrich Nowak 
seine Ehegattin Marie Nowak ernannt. 

Die Administration dieses Vermógens wird dem 
Kurator Marie Nowak und dem beeideten Advokaten 
Roman Cichowski als Mitverwalter anvertraut. 


= 2 Zeh 
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479. 


Kundmachung 
iiber die vom k. u. k. Kreiskom. fiir den Bereich des Kreises Kielce ab 1. September 1917 festgesetzten 


RICHTPREISE und HÓCHSTPREISE. 


Die verlautbarten Preise gelten nur als Richtpreise und stellen jene hóchste Preisgrenze dar, bis zu welcher 
die Ware verkauft werden soll, das heißt die Richtpreise dienen dem kaufenden Publikum als Maßstab, ob verlangte 
Preise angemessen sind. Eine unbegründete Überschreitung der Höchstpreise ist unstatthaft und wird im Sinne 
der bestehenden Verordnungen bestraft. Die behördlich festgesetzten Höchstpreise, welche in der Rubrik 
„Anmerkung“ ausdrücklich als Höchstpreise bezeichnet sind, dürfen unter keinen Umständen überschritten werden 
und bildet ihre Überschreitung an und für sich eine strafbare Handlung und zwar ohne Rücksicht auf Einkaufs- 
kosten und Spesen. I 2 


Vom Kreiskommando als angemessen anerkannter 
hóchster Preis 


Geflügel, Fische: 


Ware Großhandel Kleinhandel u ço 
u ee. [s | 
| 
Fleisch-, Selch-, Fett- und Wurst- 
waren: 

Rindfleisch mit Knochen . ; "DAP 64 — | 1 Pfund 1 80 
Rindfleisch ohne Knochen 5 : 5 z — E 1 90 
Lungenbraten . É : ; š K sr = x 2 10 
Kalbfleisch à A ; ; š A 56 | — 5 1 50 
Schaffleisch . . ° š x M 36 — E 1 — 
Schweinefleisch I , NIEZŁY E 80 — EN 2 20 
Selchfleisch A ; : > : E 110 — = 3 — 
Grüner Speck `. ` ` EES Š 110 — s 2 90 ; 
Schmer .. é i É : i 5 110 = A 2 90 
Geräucherter Speck . i ; ; 3 113 — R 3 10 
Schweineschmalz , a ; ; j 116 ==: s 3 20 
Gewóhnliche Wurst . 5 | ) z — — M 2 50 
Krakauer Wurst : : ; r p — == 5 2 80 
Preßwurst . š : ; 5 A 5 — = E 2 40 
Schinken . ç 5 š À ° ń = — ° 3 60 
Aufschnitt gemischt . l ; A — — i 3 — 
Leberwurst ; i š ; š > — —- E 2 60 


Gänse lebend . ; A o Ene: 1 Pfund 2 B 
Gänse geschlachtet . i i : 4 30:90 
Enten lebend . > ; ; k x 2 40 
Enten geschlachtet . 3 caga I > 4 20 
Hiihner lebend . : } Š : I | 5 2 40 
Hühner geschlachtet .  . 1. í .| ks | 5 400020 
Karpfen ab Teich . | E A 5 2 — 
Karpfen ab Marktplatz a ć > 4 2 20 
Hechte ab Teich ç ; : ; 5 2 50 
Hechte ab Martktplatz À š > passe s 2 70 
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Vom Kreiskommando als angemessen anerkannter 
höchster Preis 


Ware GroBhandel Kleinhandel 
& ee ee 
Mahl- und Schalprodukte, Brot: 
Weizenmehl (80%) . é ñ aj... Pud 12 20 | 1 Pfund — 38 
Weizenschrotmehl (969/) > naea 12 20 = — 36 
Roggenmehl (80%) . š M : p 11 60 à — 34 
Roggenschrotmehl (969/0) Ä s: 3 10 50 3 — 31 
Gerstenmehl à É i : Š 5 12 60 > — 37 
Weizengries . ek: > 2438] 30 > = 
Rollgerste (Graupen) DE. 
Gemischtes Brot 3 ; : a TBLA 1 Pfund — 40 
Weizenbrotbackmehl f 2 3 SK] 40 5 — 34 
Gerstengraupen À š 3 t A 12 60 = — 32 
Gerstengriitze . ; z ; š = 12: 60 = — 32 
Hülsenfrüchte: 
Erbsen ganz . ; A š; s 1 Rud 21 80 | 1 Pfund = TAE? 
Speise-Bohnen š 3 x ; > 14 = š = 39 
Fisolen A 5 i a s ¿A CZE 36 — E 1 — 
Milch, Molkereiprodukte, Eier: 
Vollmilch (mindestens 30/p a) 1 Liter — 50 
Magermilch š n — 24 
Topfen : : š H À É 1 Pfund = 90 
Zentrifugenbutter 3 5 — 
Kochbutter * 4 — 
Eier frisch 1 Stiick = 18 
Schafkäse . 11/4 Pfund 4 — 
Speisewaren, Gewiirze: 
Kaffee roh 1 Pfund 8 50 
Kaffee gebrannt š 10 25 
Zucker raffiniert > 1 28 
Zucker nichtraffiniert E 1 24 
Tee 5 11 25 
Kakao 5 » 10 25 
Schokolade gewöhnlich 5 8 — 
Tafelsalz weiß = — 17 
Pfeffer 5 8 80 
Kümmel 1 50 
Essig 39%. 1 Liter — 60 
Essigessenz » 2 = 
Honig : 5 } š 5 1 Pfund 3 — 
Zichorie ``. : š ) : ak APPud 38 — 1 10 


> 


Anmerkung 


| Monopol-Hóchstpreis 


Hóchstpreis 


beim Handler 
beim Produzenten 


I Monopol-Hóchstpreis 


Hóchstpreis 


Vom Kreiskommando als angemessen anerkannter 
hóchster Preis 


Ware Großhandel ` Kleinhandel Anmerkung 
m SE MASE 
Gemüse nach Jahreszeit: | 
Kartoffel : 1 Pud 7 — | 1 Pfund — 20 
Frisches Kraut . ç 5 — E — 20 
Sauerkraut 2 E — 5 — 30 
Gelbe Rüben 2 a = n — 20 
- Rote Rüben > == 35 == 20 
Zwiebel 5 2: = ak — 50 
Knoblauch Ä E 5 1 60 
Kren ; A p = 25 
Petersilie : > 5 = 30 
Trockene S mate ; > 1 Píund — 
Salat š > 1 Stück 20 
Obst- und Obstkonserven: 
Äpfel am Markte . š 1 Pfund — | 42 
Birnen am Markte : x == 48 
Pilaumen frisch am Markte š = == 52 
Pflaumen getrocknet . Ä = 80 
Powidel ; A 90 
Zitronen . 1 Stück 20 
Getrinke: 
Tischwein 1 Eimer 15 = |. 1 Liter S 
Bier . A 1 80 
Sodawasser R 20 
Schlachtvieh: 
Ochsen (lebend. Gewicht). 1 Pud 40 ee 
Stiere š É : > 38 | EE 
Kiihe é a 36 EE 
Jungvieh (Beintvien) X 32 = 
Kälber E 26 ia 
Schweine É 58 DE 
Schafe K 22 s 
Futterartikel: 

Heu gepreßt 1 Pud 2: 11208 Höchstpreis 
Heu ungepreßt . > 1 | 96 Höchstpreis 
Stroh gepreBt y na z Hóchstpreis 

» ungepreBt > — 1096 Höchstpreis 

» lang » 1. A Höchstpreis 
Getreide, als Menschliche Nahrung 

nicht, jedoch als Tierfutter noch 

geeignet 5 4 10 Hôchstpreis 
Futtererbsen ka 1 60 54 Hóchstpreis 
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Vom Kreiskommando als angemessen anerkannter 
hóchster Preis 


Ware 


Großhandel Kleinhandel Anmerkung 

Sa x E CER 

Beheizungs-, Beleuchtungs- und 
Reinigungs-Material: 

Scheitholz hart . : E 3 ; 1 Rm 9 60 1 Rm 10 60 ab Wald 
Scheitholz weich i 5 ; ° A U 80 s 8 411.80 JAREK 
Priigelholz hart Ç : ; H x 7 80 5 8 — en, 
Prügelholz weich : E ś š: A 6 — £ 7 — en 
Ast- und Abfallholz . Š : ; K 4 20 5 5 — BEN 
Scheitholz hart . $ A ; E € 15 — X 16 — ab Lager 
Scheitholz weich : š A E ç 13 20 Š: 14 — NZS 
Priigelholz hart : š 5 : 3 13 20 5! 14 — stogi 
Priigelholz weich š $ 11 50 a 12 20 ALLEY 
Ast- und Abfallholz . ° 5 š A 9 50 | 10 20 TAR 
Steinkohle I. Qualität ; : . | 1 Korzec 11 — 1 Pud 1 90 
Steinkohle II. Qualität š . à 6 — = 1 10 
Koks Š 5 ` > l 3 4 8 50 E 1 50 
Petroleum . ; > : š 5 1 Pud 11 40 |1Pf.-1/2Quart — | 34 
Schwed. Ziinder Ë ° { f 1 Stück = 10 
Paraffinkerzen . 5 š 5 . 1 Pfund 2,4089 
Kemseile S: S. V. . ; š à = 8 | 80 
Kiiegsciie SD; V: u, : ° š 5 2 | — 
Kristallsoda š ` 3 š ; 1 Pud 6 50 5 — 20 
Waschpulver . š š s 2 sË 33 50 A 1 -— 


Es ist verboten, die Bezahlung der Waren ausdrücklich in russ. Geld zu verlangen. 
Kurs: 1 Rubel = 2 K 40 h. 


Wer für Gegenstände des allgemeinen Bedarfes ungerechtfertigt hohe 


Lur Beachtung! Preise verlangt, Vorräte verheimlicht oder verleugnet, oder Handlungen 
jr} 


ENG irgendwelcher Art begeht, die eine Erhöhung der Preise für Gegenstände 
des allgemeinen Bedarfes zur Folge haben sollten, machi sich des Vergehens der Preistreiberei schuldig und 
wird im Sinne der Verordnung des Armeeoberkommandanten vom 15. September 1915, Nr. 38 (Verordnungsblatt 
— Bl. IX, Stück) vom Gerichte mit Geldstrafen bis zu 20.000 Kronen oder Arrest bis 1 Jahre bestraft, wobei 
neben der Freiheitsstrafe auch Geldstrafe bis zu 20.000 Kronen verhängt sowie Gewerbeverlust und Konfiskation 
der Warenvorräte ausgesprochen werden kann. 


K. u. k. Kreiskommandant 


KOSTELLEZKY m. p. 


Oberst. 


Nr. 740-17. Buchdr. des Kreiskommandos Kielce. 


